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Aktuelles aus dem Kreisverband Bautzen 
 

Kundgebung und Infostand ï 27. Juni 2020 in Bautzen 

 

Termine ï Kreisverband Bautzen 
 

Überblick 

 

 

Sa 27.06.20 10.00-14.00 Uhr Bautzen - Hauptmarkt INFOSTAND AfD Kreisverband Bautzen

Informationen zu aktuellen Themen

Sa 27.06.20 13.00 Uhr Bautzen - Hauptmarkt KUNDGEBUNG AfD Kreisverband Bautzen

"Das Grundgesetz verteidigen"

Mi 08.07.20 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Straße 15

02625 Bautzen

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Jörg Urban, Landesvorsitzender der AfD 

Sachsen

Di 14.07.20 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro 

Hoyerswerda

Friedrichsstr. 9

02977 Hoyerswerda

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Karsten Hilse, MdB

Mi 15.07.20 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro Kamenz

Klosterstr. 4

01917 Kamenz

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Karsten Hilse, MdB

Do 16.07.20 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Str. 15

02625 Bautzen

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Karsten Hilse, MdB
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Alle Termine finden Sie unter: http://www.afdbautzen.de/veranstaltungshinweise/ 

 

Hilse aktuell - Bericht aus dem Bundestag 
 

Ankündigung Informationsfahrten 2020 

Auch in diesem Jahr werden wir wieder Informationsfahrten nach Berlin für Sie organisieren. 
Aufgrund der Corona-Situation konnten leider die beiden ersten Fahrten nicht stattfinden. 

Der nächste geplante Termin: 10./11. Dezember 2020 

Falls Sie Interesse an einer Teilnahme haben, melden Sie sich bitte mit Name, Anschrift, 
Geburtsdatum und Geburtsort (dieses benötigen wir für die Anmeldung im Bundestag) für das 
gewünschte Datum bei uns unter folgender Emailadresse an: karsten.hilse.ma03@bundestag.de. 

Für Rückfragen stehen wir ebenso unter Tel. 03591 / 3512744 gern zur Verfügung. 

 

 

 

Neues von der AfD Sachsen und der 

Fraktion im Sächsischen Landtag 
 

Vorsicht, Post aus Sachsen! 

Die Sonntagskolumne von Jörg Urban vom 21.6.2020 
 

Liebe Freunde, liebe Leser, 

 

der Bundestag hat diese Woche die 

Meinungsfreiheit ein weiteres Mal beschnitten. 

Unter dem Vorwand der Bekämpfung 

sogenannter „Hasskriminalität“ sollen soziale 

Netzwerke kritische Beiträge sofort löschen und 

ans Bundeskriminalamt (BKA) weiterleiten. 

 

Besonders heikel dabei: Es findet keine 

Anonymisierung statt. Vielmehr werden die 

Internetprovider dazu verpflichtet, die Identität 

aller tatverdächtigen Nutzer offenzulegen. 

Dieses Verfahren befördert die „Kultur des 

Denunziatorischen“, von der Bestseller-Autor 

Bernhard Schlink, der übrigens Mitglied der SPD 

ist, schon vor Jahren warnte. 

http://www.afdbautzen.de/veranstaltungshinweise/
mailto:karsten.hilse.ma03@bundestag.de
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Statt kontroverse Dialoge über Streitfragen zu eröffnen, treibt die Bundesregierung damit den 

Spaltkeil immer tiefer in unsere Gesellschaft. Wünschenswert wäre es, wenn sich Nachbarn auf 

einer freundschaftlichen Ebene über das Zeitgeschehen austauschen und so verschiedene 

Perspektiven kennenlernen. 

 

Das neue Gesetz sorgt jedoch dafür, dass Andersdenkende verpetzt und mit strafrechtlichen 

Konsequenzen bedroht werden. Solche Zustände kennen wir eigentlich nur aus Diktaturen. In 

Demokratien muss es schließlich eine Vielfalt der politischen Sichtweisen geben. 

 

Davon entfernen wir uns leider in Siebenmeilenstiefeln. Denn wenn juristische Laien in Diensten 

der großen Internetgiganten darüber wachen, welche Meinungen zulässig sind und welche nicht, 

dürfte es zu einer Flut an Löschungen kommen. 

 

Die Moderatoren auf Facebook, Instagram, Youtube oder Twitter dürften im Zweifelsfall lieber zu 

viel als zu wenig entfernen, da ihnen Ärger droht, sobald sie etwas übersehen. Durch die neue 

Regelung bleibt es nun aber nicht nur bei der Zensur unliebsamer Meinungen. Nach der 

automatischen Meldung an das BKA wird das Räderwerk der Justiz in Bewegung gesetzt. 

Staatsanwälte übernehmen jetzt die Ermittlungen und müssen prüfen, ob die „Faktenprüfer“ der 

sozialen Netzwerke mit ihrer Einschätzung richtig lagen. 

 

Es ist absehbar, dass diese Mammutaufgabe die Ermittlungsbehörden lahmlegen wird. Allein im 

April löschte Facebook 50 Millionen Beiträge. Rechnet man das auf Deutschland herunter, dürften 

pro Monat auf jeden Fall mehr als eine halbe Million Löschungen erfolgen. Alle sozialen Netzwerke 

zusammen kommen schätzungsweise sogar auf bis zu zehn Millionen Löschungen pro Jahr. 

 

Wenn davon auch nur jeder dritte oder vierte Fall auf den Tischen unserer sowieso schon 

überlasteten Staatsanwaltschaften landet, ist das Chaos perfekt. Mich beunruhigt das, weil wir 

erstens sowieso schon einen Personalmangel bei den Staatsanwaltschaften in Sachsen haben. 

Die AfD-Fraktion hat deshalb in den letzten Jahren stets gefordert, mehr Staatsanwälte und 

Richter einzustellen. 

 

Zweitens müssen wir unter allen Umständen verhindern, dass sie den ganzen Tag mit 

Gesinnungsschnüffelei beschäftigt sind und in unserem Land ein Stasi-Nachfolger aufgebaut wird. 

Die Polizei, Staatsanwälte und Richter müssen sich in erster Linie der tatsächlichen 

Kriminalitätsbekämpfung widmen. 

 

Damit meine ich Drogendealer, Kinderschänder, Vergewaltiger, Schläger und Täter, die beim 

kleinsten Anlass das Messer zücken. Sie schnell aus dem Verkehr zu ziehen und hinter Gitter zu 

bringen, stärkt die innere Sicherheit. Die massenhafte Verfolgung von Meinungsdelikten zählt 

indes nicht dazu. 

 

Sie nährt nur das Misstrauen untereinander und engt den Korridor des Sagbaren ein. Bitte 

betrachten Sie auch die aktuelle Anti-Rassismus-Debatte unter diesem Gesichtspunkt. Menschen 

auf ihr Äußeres zu reduzieren, ist falsch. Doch darum geht es nur am Rande. Im Mittelpunkt dieser 

brandgefährlichen Debatte steht die Frage, welche Begriffe aus unserem Wortschatz verbannt 

werden sollten und von welchen Geistesgrößen wir uns verabschieden müssten, weil sie angeblich 

rassistisch waren. 
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Dass dabei sogar Immanuel Kant, unser wichtigster Philosoph der Aufklärung und des 

vernünftigen Denkens, ins Visier der hypermoralischen Tugendwächter geraten ist, zeigt, wie weit 

fortgeschritten der schleichende Umbau Deutschlands zu einem Gesinnungsstaat mit restriktiver 

Sprachkontrolle ist. 

 

Stellen Sie sich deshalb gemeinsam mit uns auf die Seite der Vernunft! Kants Leitspruch „Habe 

den Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen!“ ist heute wichtiger denn je. Er bedeutet, in 

angemessenen Worten das auszusprechen, was man als Wahrheit erkannt hat. 

 

Bis nächsten Sonntag, 

Ihr Jörg Urban 

https://www.facebook.com/joerg.urban.mdl/photos/rpp.913768352048396/3128805087211367/?ty

pe=3&theater 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom Wochenende 20./21.6.2020 
 

Andreas Kalbitz bleibt bei uns und das ist gut so! 

Andreas Kalbitz bleibt vorläufig Mitglied der 

AfD und darf weiterhin an Sitzungen des 

Bundesvorstandes teilnehmen. Dazu erklärt 

der Landesvorsitzende der sächsischen AfD, 

Jörg Urban: 

 

 Andreas Kalbitz ist ein sehr engagiertes 

AfD-Mitglied, dem die sächsische AfD auch 

durch seine Wahlkampfauftritte viel zu 

verdanken hat. Ich freue mich sehr für ihn. 

Nun müssen wir als AfD geschlossen zur 

Sacharbeit zurückkehren. Das sind wir 

unseren vielen Wählern schuldig. 

https://www.facebook.com/AfD.Sachsen/photos/a.322068014589056/2818768531585646/?type=3

&theater 

 

Berliner Polizisten nach Sachsen! 

Zur Diskussion um das „Antidiskriminierungsgesetz“ für Polizisten in Berlin erklärt AfD-
Fraktionsvorsitzender, Jörg Urban: 

https://www.facebook.com/joerg.urban.mdl/photos/rpp.913768352048396/3128805087211367/?type=3&theater
https://www.facebook.com/joerg.urban.mdl/photos/rpp.913768352048396/3128805087211367/?type=3&theater
https://www.facebook.com/AfD.Sachsen/photos/a.322068014589056/2818768531585646/?type=3&theater
https://www.facebook.com/AfD.Sachsen/photos/a.322068014589056/2818768531585646/?type=3&theater
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„Berliner Polizisten sind in Sachsen herzlich 
willkommen. Wer nicht mehr bereit ist, nach 
dieser linksgrünen Pauschalverurteilung in der 
Hauptstadt zu arbeiten, der sollte seine 
Versetzung in den Freistaat beantragen. 

Polizeibeamte dienen dem Rechtsstaat unter 
Einsatz ihrer körperlichen Unversehrtheit. Für 
unsere Sicherheit halten sie ihre Knochen hin. Für 
diesen anspruchsvollen Job brauchen sie den 
Rückhalt ihrer Vorgesetzten und der Politik. 

Durch die Polizeireform 2020 hat die CDU die 
Exekutive in Sachsen jahrelang kaputtgespart und 
es fehlen weit über tausend Beamte. Der 
Freistaat und seine Bürger könnten also enorm davon profitieren, wenn Berliner Polizisten sich für 
ein Leben in Sachsen entscheiden würden. Herzlich willkommen!" 
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/berliner-polizisten-nach-sachsen.html 

 

Teurer Fehlalarm: 570.000 Arbeitnehmer in Kurzarbeit 

Aufgrund der Corona-Beschränkungen mussten in Sachsen bis zu 570.000 Arbeitnehmer in 
Kurzarbeit gehen. Das meldete aktuell die Arbeitsagentur. Viele Selbständige haben diese 
Möglichkeit nicht und mussten Hartz-IV beantragen. Im Landkreis Leipzig hat sich ihre Zahl 
gegenüber dem Vorjahr verdoppelt, berichtet die LVZ. 

 
Romy Penz, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der 
AfD-Fraktion, erklärt: 
 
„Die staatlich verordnete Stilllegung der 
sächsischen Wirtschaft durch die CDU-geführte 
Staatsregierung war unverantwortlich. 
Hunderttausende Sachsen müssen nun mit 
finanziellen Einbußen über die Runden kommen. 
Vielen droht dauerhafte Arbeitslosigkeit. In 
Zukunft fehlen etliche Milliarden Steuergeld z.B. 
für die Sanierung maroder Straßen und Schulen. 
Die Regierung braucht diese Gelder für ihre 
Rettungsmaßnahmen. 
 

Die Ausbreitung der Corona-Infektion lag bereits Mitte März unter dem entscheidenden R-Wert von 
eins. Der sogenannte Shutdown der Wirtschaft und seine verheerenden Auswirkungen waren 
daher überflüssig. Selbst im CDU-Bundesinnenministerium war der teure Fehlalarm bekannt, wie 
ein Whistleblower an die Medien durchstach. Statt Fehler einzugestehen, hat die Regierung weiter 
ihre Strategie der Hysterie betrieben. Noch die Generation unserer Kinder wird an dieser 
Fehleinschätzung zu leiden haben. 
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/teurer-fehlalarm-570-000-arbeitnehmer-
in-kurzarbeit.html 

 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/berliner-polizisten-nach-sachsen.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/teurer-fehlalarm-570-000-arbeitnehmer-in-kurzarbeit.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/teurer-fehlalarm-570-000-arbeitnehmer-in-kurzarbeit.html
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Alle Kinderehen verbieten! 

Prima! Der Schweizer Nationalrat hat am Donnerstag ein Verbot aller Kinderehen beschlossen. 

Bisher gab es Hintertürchen, etwa wenn das Paar im Ausland geheiratet hatte. Damit ist jetzt 

Schluss! 

 

Unsere Fraktion hat einen inhaltlich fast identischen Antrag bereits 2016 in den Sächsischen 

Landtag eingebracht (Drs. 6/6502). Wir wollten, dass 

 

Ồ die Ehemündigkeit grundsätzlich und ohne Ausnahme 

erst mit Vollendung des 18. Lebensjahres eintritt. 

 

Ồ für eine Eheschließung im Inland allein das deutsche Recht 

zur Anwendung kommt. 

 

Ồ eine im Ausland geschlossene Ehe als unwirksam gilt, wenn 

einer der Ehepartner zum Zeitpunkt der Eheschließung das 

18. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. 

 

Ồ eine kirchliche oder religiöse Trauung erst nach der 

standesamtlichen Eheschließung zulässig ist. 

 

Der Hintergrund ist, dass es auch in Sachsen Fälle von Kinderehen gibt, bei denen Zwang im Spiel 

gewesen sein dürfte, wie Kleine Anfragen unserer Fraktion belegen. 

 

Doreen Schwietzer MdL, familienpolitische Sprecherin der sächsischen AfD-Fraktion, erklärt dazu: 

„Genauso wie in der Schweiz müssen wir alle Gesetzeslücken schließen, die Kinderehen erlauben. 

In Syrien, dem Irak oder anderen islamischen Staaten werden viele Mädchen mit deutlich älteren 

Männern zwangsverheiratet. Diese Unsitte dürfen wir bei uns nicht dulden. Daher müssen alle 

Kinderehen ohne Ausnahme annulliert und verboten werden.“ 

 

 Quelle: https://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/nationalrat-entscheidet-klar-fuer-ein-verbot-

von-kinderehen-138205015 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/3074718029264361

/?type=3&theater 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 22.6.2020 
 

Kretschmer muss größere Veranstaltungen grundsätzlich wieder zulassen! 

Zur anstehenden „Nacht der Lichter“, mit der die Veranstaltungsbranche auf ihre Not aufmerksam 
macht, erklärt der sächsische AfD-Fraktionsvorsitzende, Jörg Urban: 

https://www.facebook.com/SchwietzerMdL/?__xts__%5B0%5D=68.ARD9855pxPlIK72o69p7yv-lepulkEo0aioz7owDmYmVuANFHiI9jIdLyekrSw6xtWO3jVHSgvbEVCahgNAiXNFP7YHk6oQEsFwXYuo8k7gr1FONkx3qATeFr-37A2Ni4T08ZzidzM_pN0IAEwjOHQetyI20EKP60st8UGM53yPMhH2cQwOjgkwTSF4-kzJVIGog9UGO3SVTaEPWv-E5WANnv8icHbldy3oN-Vm-4MdEopvDiDZjuYYrekNL1YFRRXhvJntFiKme8rJcZtb73d-xJ7nUPGULKUTThvC0xGsw6AjLHFVJxYrWpdqb0sE433YyAxZa8Ve0EqFGSQOl4PGRjbiDmEFl__6t7pkgxTYcgjrN958Ika6TRWUeG77jDLNtPNq36Lypbjv6-TnNgbh4QqDhSdoWYF_gmx9L5dyhOIFpcZ94W_B6TcWMdMVhQsxjyQbKtXfMacQ6Dr3_stP9bun9O-0772vmLRw4qa-FAeINkSgiYfDg&__tn__=%2CdK%2AF-R&eid=ARAx6uczETnarBvwR4pIQega-LLwObNBqPQugmHb8CwkjCdrG-gRKpjD7yzXPt-ZvE8oeo1fi9q-Z4Gk
https://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/nationalrat-entscheidet-klar-fuer-ein-verbot-von-kinderehen-138205015?fbclid=IwAR2xyrT9Lae_31lXYF7To1ziXw8iG97nlyOWSCc0-_I-mIRVsA3YDgDaivM
https://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/nationalrat-entscheidet-klar-fuer-ein-verbot-von-kinderehen-138205015?fbclid=IwAR2xyrT9Lae_31lXYF7To1ziXw8iG97nlyOWSCc0-_I-mIRVsA3YDgDaivM
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/3074718029264361/?type=3&theater
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/3074718029264361/?type=3&theater
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„Für viele Schauspieler, Musiker, Tontechniker, Filmer und Angestellte, die Messen veranstalten, 
bedeuten die massiven Corona-Einschränkungen bis heute de facto ein Arbeitsverbot. Ein solch 
gravierender Eingriff lässt sich vielleicht für wenige Wochen begründen. Hält er jedoch monatelang 
an, vernichtet er die Existenzgrundlage unzähliger Familien. Damit muss Schluss sein. Die 

Veranstaltungsbranche muss wieder normal arbeiten 
dürfen. 

Die geringen Infektionszahlen in Sachsen lassen diesen 
Schritt zu. Es fehlt einzig und allein der Mut dazu. Wir 
fordern deshalb CDU-Ministerpräsident Michael 
Kretschmer auf, größere Veranstaltungen grundsätzlich 
wieder zuzulassen. Da bei geschlossenen 
Veranstaltungen eine Nachverfolgbarkeit der Besucher 
möglich ist, können hier auch die Abstandsregeln 
entfallen. 

Niemand hat schließlich Lust, in ein Theater zu gehen, in 
dem jeder zweite Platz leerbleiben muss. Alle 
Kulturangebote leben von der Geselligkeit, die ein 

grundlegendes, menschliches Bedürfnis ist und dauerhaft nicht unterdrückt werden kann. Der Weg 
zurück in die Normalität ist daher unumgänglich. Und nur so können unsere Kulturstätten auch 
wirtschaftlich überleben. 

Ich habe Verständnis dafür, dass bestimmte Massenevents derzeit nicht stattfinden können. Aber 
diese Einschränkungen müssen nachvollziehbare Ausnahmen bleiben. In diesem Sinne bin ich 
den Initiatoren der Aktion ‚Nacht der Lichter‘ sehr dankbar für ihr Engagement, denn wir alle wollen 
in diesem Sommer noch den einen oder anderen schönen Abend bei guter Musik und einem Glas 
Wein verbringen.“ 
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/kretschmer-muss-groessere-
veranstaltungen-grundsaetzlich-wieder-zulassen.html 

 

Gefahr gezielter Tºtungen: ĂAntifañ endlich verbieten 

Der Verfassungsschutz sieht die „Gefahr eines neuen Linksterrorismus“. „Die Intensitäten der 
Gewalttaten“ hätten sich erhöht und „auch der Schritt zur gezielten Tötung eines politischen 
Gegners sei nicht undenkbar“. Das zitiert die WELT AM SONNTAG aus einer 22-seitigen Analyse 
des Bundesamtes. Eine Radikalisierung sei vor allem in Sachsen, Berlin und Hamburg zu 
beobachten. Besondere Hochburg sei Leipzig. 
 
Carsten Hütter, sicherheitspolitischer Sprecher 
der AfD-Fraktion, erklärt: 
 
„Verschiedene Antifa-Gruppierungen entwickeln 
sich bereits seit längerem in Richtung RAF. Diese 
Gefahr muss endlich gebannt werden. Deshalb 
hatte die AfD-Fraktion vor einem Jahr den Antrag 
gestellt, die ‚Antifa‘ zu verbieten und die staatliche 
Förderung der Linksextremisten zu beenden 
(6/13994). In unverantwortlicher Weise lehnten 
alle anderen Parteien diesen Antrag ab. 
 
Ich finde es besonders tragisch, dass sich eine sächsische Stadt deutschlandweit zum Zentrum 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/kretschmer-muss-groessere-veranstaltungen-grundsaetzlich-wieder-zulassen.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/kretschmer-muss-groessere-veranstaltungen-grundsaetzlich-wieder-zulassen.html
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des neuen Linksterrorismus entwickelt. Dabei tragen die Verharmloser in der sächsischen Politik 
eine Mitverantwortung. Sie haben dieser Szene seit Jahren den Rücken gestärkt. 
 
Die ‚Antifa‘ ist mittlerweile fest verwurzelt in der sächsischen Politik. CDU-Generalsekretär 
Alexander Dierks lief auf einer Demo neben Antifa-Aktivisten her. Die grüne Justizministerin Katja 
Meier musizierte früher in einer Band, die ‚Bullen brennen‘ sehen wollte. Der Sohn von SPD-Chef 
Martin Dulig ist Sympathisant von gewalttätigen Antifa-Parolen und linksextremistischen Hass-
Kapellen.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/gefahr-gezielter-toetungen-antifa-
endlich-verbieten.html 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 23.6.2020 
 

Jägerkaserne Schneeberg: teuerste Asylunterkunft in Sachsen 

In der ehemaligen Jägerkaserne in Schneeberg sind aktuell 427 Asylbewerber untergebracht. Das 
ergab die AfD-Anfrage (7/2327). 

Thomas Thumm, AfD-Landtagsabgeordneter aus 
dem Erzgebirge, erklärt: 

„Die Jägerkaserne ist wahrscheinlich die teuerste 
Asylunterkunft in Sachsen. Nachdem die 
Bundeswehr die ehemalige Kaserne für 65 
Millionen Euro saniert hatte, bot sie diese dem 
Freistaat für den symbolischen Betrag von einem 
Euro an. Der mietete die Kaserne aber lieber für 
viel Geld. Allein zwischen 2012 und 2016 zahlte 
die Regierung dafür 2,7 Millionen Euro. 

Inzwischen hatte der Bruder des ehemaligen 
SPD-Verteidigungsministers Struck das riesige 
Gelände für zwei Millionen Euro gekauft. Den 

Kasernenkomplex verkaufte der Unternehmer 2016 weiter an die Staatsregierung für sage und 
schreibe 14 Millionen Euro. 

Dieser schlampige, fast schon kriminell anmutende Umgang mit dem Geld der Steuerzahler ist 
sinnbildlich für den jahrelangen CDU-Filz. Mit weiteren Anfragen werde ich Licht in dieses Dickicht 
bringen.“ 

 
Foto: Aagnverglaser/Wikipedia/ CC BY-SA 3.0 
https://de.m.wikipedia.org/wiki/Datei:Jaegerkaserne_Wolfgangmassen.JPG 
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.de 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/jaegerkaserne-schneeberg-teuerste-
asylunterkunft-in-sachsen.html 

 

 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/gefahr-gezielter-toetungen-antifa-endlich-verbieten.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/gefahr-gezielter-toetungen-antifa-endlich-verbieten.html
https://de.m.wikipedia.org/wiki/Datei:Jaegerkaserne_Wolfgangmassen.JPG
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.de
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/jaegerkaserne-schneeberg-teuerste-asylunterkunft-in-sachsen.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/jaegerkaserne-schneeberg-teuerste-asylunterkunft-in-sachsen.html
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Ordnete Regierung AfD-Beobachtung an? 

Das Bundesinnenministerium hatte versucht, die AfD-Vereinigungen „Flügel“ und „Junge 
Alternative“ als Verdachtsfall aus dem Verfassungsschutzbericht 2019 herauszuhalten. Laut LVZ 
drängte der Verfassungsschutz auf die Veröffentlichung, da man sonst auf „Unverständnis bei 
Politik, Medien und Öffentlichkeit stoßen“ würde. 
 
Carsten Hütter, sicherheitspolitischer Sprecher der AfD-Fraktion, erklärt: 
 
„Besser kann man nicht dokumentieren, wie der 
Verfassungsschutz von der Regierung politisch 
instrumentalisiert wird. Offenbar auf Anweisung 
von ganz oben soll die AfD stigmatisiert werde, 
weil Politik, Medien und Öffentlichkeit das so 
wollen. Dafür wurde zuerst Verfassungsschutz-
Chef Maaßen entsorgt. Gleiche Versuche sind 
auch beim Landesamt für Verfassungsschutz in 
Sachsen zu vermuten, indem man den eher 
konservativen Chef Meyer-Plath austauschen will. 
 
Auch wenn die Beobachtung durch den 
Verfassungsschutz vor Gericht scheitert und 
wieder zurückgenommen werden muss, wie bei 
den Republikanern, hofft die Regierung auf einen Image-Schaden für die AfD. 
 
Der Verfassungsschutz verkommt immer mehr zu einem Instrument der Regierung, dass diese vor 
der Opposition schützen soll. Dabei gäbe es für die Behörde viel zu tun: Linksextremistische 
Straftaten haben im letzten Jahr um 40 Prozent zugenommen, berichtet aktuell die WELT. Die 
Schwelle zum Terror sei bereits überschritten und gezielte Tötungen von politischen Gegnern nicht 
mehr ausgeschlossen.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/ordnete-regierung-afd-beobachtung-
an.html 

 

Volkes Wille mit Füßen getreten: einseitige Förderung von Jugendorganisationen in 

Sachsen 

Der Ring Politischer Jugend e.V. fördert die 
Jugendarbeit aller Parteien in Sachsen, außer der 
AfD. Insgesamt hat die Staatsregierung im letzten 
Jahr dafür fast 200.000 Euro Steuergeld an den 
Verein überwiesen, ergab die Anfrage der AfD-
Fraktion (7/2358). 

Dr. Rolf Weigand, sächsischer JA-Vorsitzender 
und Landtagsabgeordneter, erklärt: 

„Der Ring Politischer Jugend verweigert seit 
Jahren die Aufnahme der ‚Jungen Alternative‘ in 
ihren Verein. Die daraus entstehende einseitige 
Förderung der Jugendarbeit ist eine Missachtung 
unserer Demokratie und des Willens der Wähler. 
Wir fordern deshalb ein Ende der finanziellen Unterstützung für diesen Verein. 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/ordnete-regierung-afd-beobachtung-an.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/ordnete-regierung-afd-beobachtung-an.html
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Bei der U18 Wahl hatte die AfD letztes Jahr mit 16 Prozent die zweitmeisten jugendlichen Wähler. 
Bei der letzten Landtagswahl konnte unsere Partei sogar die meisten Stimmen der 18 – 24-
Jährigen gewinnen. Es ist eine Verhöhnung der Wähler, wenn unsere erfolgreiche Partei keine 
Unterstützung für ihre Jugendarbeit erhält. Zumal die Jugendorganisation der FDP, die zum 
zweiten Mal aus dem Landtag abgewählt wurde, vierstellige Beträge für Podiumsdiskussionen 
überwiesen bekommt. 

Offenbar will die CDU-geführte Staatsregierung einem erfolgreichen politischen Konkurrenten 
Steine in den Weg legen. Wir werden uns dieses totalitäre Agieren nicht gefallen lassen.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/volkes-wille-mit-fuessen-getreten-
einseitige-foerderung-von-jugendorganisationen-in-sachsen.html 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 24.6.2020 
 

Die Maske muss weg! 

Die CDU-geführte Staatsregierung besteht bei der neuen 
Corona-Verordnung weiterhin auf eine Mundschutz-Pflicht 
in Sachsen. 

Jan Zwerg, parlamentarischer Geschäftsführer der AfD-
Fraktion, erklärt: 

„Die Maskenpflicht muss in Sachsen sofort abgeschafft 
werden. Die Zahl der Corona-Neuinfektionen ist im 
Freistaat extrem niedrig und lässt eine weitere 
unverhältnismäßige Einschränkung der Grundrechte nicht 
zu. Einzelhändlern und Dienstleistern brechen die 
Umsätze ein, weil kaum jemand mit der lästigen Maske in 
die Geschäfte will. 

Bezeichnend ist die Doppelmoral von CDU-Ministerpräsident Kretschmer. Für seine Verletzung der 
Maskenpflicht bei einem Demo-Besuch muss er keine Strafe zahlen. Dagegen wurden viele 
sächsische Bürger mit Strafen von insgesamt 300.000 Euro zur Kasse gebeten. Dieses 
fragwürdige Verhalten kennen wir bereits von den Osterfeiertagen. Während die Bürger zu Hause 
bleiben mussten, residierte der Ministerpräsident in seinem Ferienhaus im Zittauer Gebirge.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/die-maske-muss-weg.html 

 

Kretschmer wirbt mit Steuergeld erneut nur für sich selbst 

Dafür habe die Staatskanzlei mehrere tausend Euro bezahlt, berichtet die Sächsische Zeitung. 

Jörg Urban, AfD-Fraktionsvorsitzender, erklärt: 

„Erneut macht Herr Kretschmer Eigenwerbung auf Kosten der Steuerzahler. Angeblich will er die 
Abgeordneten des Bundestages von seinen Plänen zum Kohleausstieg überzeugen. Dafür braucht 
der CDU-Ministerpräsident kein teures Werbevideo. Das kann er auch bei seinen vielen Terminen 
in Berlin besprechen. 

https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/volkes-wille-mit-fuessen-getreten-einseitige-foerderung-von-jugendorganisationen-in-sachsen.html
https://afd-fraktion-sachsen.de/presse/pressemitteilungen/volkes-wille-mit-fuessen-getreten-einseitige-foerderung-von-jugendorganisationen-in-sachsen.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/die-maske-muss-weg.html
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Hier werden Erinnerungen an Kretschmers ‚Corona-Brief‘ an alle sächsischen Haushalte wach, der 
das Staatssäckel mit üppigen 400.000 Euro 
belastet. Durch die von der CDU-Regierung 
verhängte Wirtschaftsquarantäne müssen 
hingegen alle Bürger den Gürtel enger schnallen. 
In Krisenzeiten sollte eine Regierung durch 
Sparsamkeit vorangehen und nicht das eigenen 
Werbeetat aufblähen. 

Vollmundig verspricht der CDU-Ministerpräsident 
neue ‚Leuchttürme‘ für die Lausitz, als Ausgleich 
für die über zehntausend vernichteten Jobs in der 
Braunkohle. Bisher kann er aber so gut wie keine 
neuen wertschöpfenden Arbeitsplätze vorzeigen. 
Kretschmers Regierung hat für die Lausitz kein 
tragfähiges Konzept und will das mit teurer 

Werbung übertünchen.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/kretschmer-wirbt-mit-steuergeld-erneut-nur-
fuer-sich-selbst.html 

  

 

CDU-Innenminister Roland Wöller ist nicht mehr zu halten 

Laut Medienberichten wusste das sächsische Innenministerium schon im Juli 2019 vom 
Korruptionsskandal bei der Polizei („Fahrradgate“). Dazu erklärt der innenpolitische Sprecher der 
AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag, Sebastian Wippel: 

„Um die überwältigend große Mehrheit der 
gesetzestreu und integer arbeitenden Polizisten zu 
schützen, hätte CDU-Innenminister Roland Wöller 
unverzüglich reinen Tisch machen müssen. 
Anscheinend wollte er den Skandal um illegal 
verkaufte Fahrräder jedoch nicht mitten im 
sächsischen Landtagswahlkampf thematisieren. Er 
hat damit eigene Interessen über die Interessen des 
Landes gestellt und sich disqualifiziert. 

In der Coronakrise hat Wöller ebenfalls jedes 
Fettnäpfchen mitgenommen. Er verunglimpfte 
friedliche Demonstranten, die das Grundgesetz in die 
Höhe streckten, als Verschwörungstheoretiker und 
Extremisten. Auch an der CDU-Basis nahm man dies wohl kopfschüttelnd zur Kenntnis. Die CDU-
Abtrünnigen in Freital, darunter der Oberbürgermeister, gaben als Begründung für ihre 
Enttäuschung explizit an, dass sie die sächsische Corona-Politik als rechtswidrig ansehen. Damit 
bewegen sie sich auf AfD-Linie und zählen insbesondere Roland Wöller als Leiter des 
eingerichteten Corona-Krisenstabs an.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/cdu-innenminister-roland-woeller-ist-nicht-
mehr-zu-halten.html 

 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/kretschmer-wirbt-mit-steuergeld-erneut-nur-fuer-sich-selbst.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/kretschmer-wirbt-mit-steuergeld-erneut-nur-fuer-sich-selbst.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/cdu-innenminister-roland-woeller-ist-nicht-mehr-zu-halten.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/cdu-innenminister-roland-woeller-ist-nicht-mehr-zu-halten.html
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Maskenpflicht: Händler auf sich allein gestellt 

Die Durchsetzung der Maskenpflicht bleibt im Freistaat allein für die Händler und 
Gewerbetreibenden verpflichtende Aufgabe. Dies ergab eine Kleine Anfrage des Meißner 
Landtagsabgeordneten Thomas Kirste. Zwar würde das Tragen von Schutzmasken in Läden und 

auf Verkaufsgeländen auch weiterhin von den 
„zuständigen kommunalen Gesundheitsbehörden 
kontrolliert, die auch die Ortspolizeibehörden um 
Vollstreckungshilfe ersuchen können“, wie 
Sachsens Sozialstaatsministerin in der Antwort 
auf die Anfrage des AfD-Politikers erklärte. 
Bezüglich der Kundschaft, der bei 
Zuwiderhandlung gegen die Maskenpflicht in 
Sachsen kein Bußgeld droht, appelliert die 
Staatsregierung lediglich „an unser 
gemeinschaftliches Verantwortungsbewusstsein.“ 
Bußgelder von je 500 Euro bis hin zur 
zwangsweisen Ladenschließung drohen hingegen 
Unternehmern und Geschäftsbetreibern, die 

wiederholt gegen ihre eigenen Hygienekonzepte verstoßen – etwa indem sie Kunden ohne 
Schutzmaske den Zugang zu ihren Verkaufsflächen gewähren. 

„Die sächsische Landesregierung hat frühzeitig erkannt, dass eine allgemeine Durchsetzung der 
Maskenpflicht personell und logistisch überhaupt nicht umsetzbar ist“, fasst Kirste die Erkenntnisse 
seiner Kleinen Anfrage zusammen. „Doch anstelle die Corona-Schutzmasken unter Freiwilligkeit 
zu stellen, nimmt die Regierung die Gewerbetreibenden stattdessen gleich in die doppelte 
Verantwortung: Dem Kunden gegenüber, dem der Händler seine rigorose Zugangsbeschränkung 
erklären muss, sowie den staatlichen Behörden gegenüber, denen der Händler bei mangelnder 
Umsetzung der Zugangsbeschränkung Strafe zu zahlen hat. Der Staat kapituliert vor seinen 
eigenen hoheitsrechtlichen Verpflichtungen und wälzt diese skrupellos auf die Gewerbetreibenden 
ab.“ 

Seit dem 20. April 2020 gilt in Sachsen zur Eindämmung des Coronavirus eine landesweite 
Maskenpflicht sowohl in öffentlichen Verkehrsmitteln als auch in Geschäften und Supermärkten. 
Ein Konzept zur allgemeinen Umsetzung dieser Verpflichtung wurde vom Freistaat jedoch bislang 
nicht präsentiert. Bei der Kundschaft setzt die Landesregierung hingegen auf Freiwilligkeit, bei den 
Ladenbetreibern wiederum auf Hygienekonzepte und Ordnungsstrafen. Um ihre Hygienekonzepte 
durchzusetzen und ebenso um sporadisch auftretende Gewaltandrohungen seitens uneinsichtiger 
Kundschaft zu deeskalieren, hatten besonders Supermärkte in den vergangenen Wochen verstärkt 
und auf eigene Kosten externe Sicherheitskräfte anwerben müssen, die vor den Eingängen 
kontrollierten. „Eine rechtliche Schulung erhielten Aufpasser wie Verkaufspersonal jedoch in den 
seltensten Fällen“, bemerkt der AfD-Abgeordnete Thomas Kirste. „Dabei fühlt sich das 
Verkaufspersonal gerade in den kritischen Infrastrukturen wie Tankstellen und Supermärkten 
oftmals überfordert aufgrund einer gravierenden Anzahl sogenannter Maskenverweigerer. Doch 
anstatt den Gewerbetreibenden proaktiv zur Hilfe zu kommen, stiehlt sich unsere Landesregierung 
schlicht aus ihrer Verantwortung – und kassiert stattdessen lieber noch die Händler und 
Gewerbetreibenden ab.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/maskenpflicht-haendler-auf-sich-allein-
gestellt.html 

 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/maskenpflicht-haendler-auf-sich-allein-gestellt.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/maskenpflicht-haendler-auf-sich-allein-gestellt.html
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Rundfunkgebühren: Ministerpräsident Kretschmer segnet die Erhöhung des Beitrages ab 

Die Erhöhung der Rundfunkgebühr ist beschlossene Sache: Unabhängig vom Besitz eines 
Fernsehgeräts müssen sämtliche sächsische Haushalte vom 1. Januar 2021 an künftig 18,36 Euro 
statt der bisherigen 17,50 Euro pro Monat an Beiträgen zahlen, um die gestiegenen Ausgaben der 

öffentlich-rechtlichen Sender, allen voran von 
ARD und ZDF, zu decken. Doch mit seiner 
Unterschrift unter die Beitragsanhebung ignoriert 
Sachsens CDU-Ministerpräsident Michael 
Kretschmer nicht nur den Willen der sächsischen 
Bevölkerungsmehrheit: Immerhin hatten sich in 
einer Ende Mai von der „Sächsischen Zeitung“ 
veröffentlichten Umfrage rund 84 Prozent der 
Sachsen gegen eine Erhöhung der ohnehin 
bereits umstrittenen Rundfunkgebühr 
ausgesprochen. Kretschmer, der noch im Mai 
2019 für eine „Beitragsstabilität“ warb und 
„Reformanstrengungen“ innerhalb der Öffentlich-
Rechtlichen forderte, ignorierte letzte Woche 

ebenso seine Versprechen vom Vorjahr. 

„Gerade in Zeiten der Coronakrise gehören die sächsischen Bürger finanziell entlastet statt 
belastet“, kommentiert der Meißner Landtagsabgeordnete Thomas Kirste (AfD) den Wortbruch des 
sächsischen Ministerpräsidenten. „Kurzarbeit und Rezession werden sich auch 2021 noch deutlich 
im Portemonnaie der Menschen bemerkbar machen. Die Gebührenerhöhung für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk wird von der Alternative für Deutschland strikt abgelehnt. Gegenteilig 
gehören die übermäßig aufgeblähten Sendeanstalten endlich reformiert und verschlankt, um die 
Beitragszahler in den kommenden Jahren von unnötigen Gebühren zu befreien.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/rundfunkgebuehren-ministerpraesident-
kretschmer-segnet-die-erhoehung-des-beitrages-ab.html 

 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 25.6.2020 
 

CDU-Leuchtturmpolitik gescheitert: Infrastruktur im ländlichen Raum endlich ausbauen! 

Drei Viertel aller neuen Arbeitsplätze entstehen in 
Sachsens großen Städten, meldet aktuell das 
Statistische Landesamt. Dazu erklärt Frank 
Peschel, wirtschaftspolitischer Sprecher der AfD-
Fraktion im Sächsischen Landtag: 

„Die CDU hat 30 Jahre lang eine 
Leuchtturmpolitik betrieben, die zur 
Vernachlässigung des ländlichen Raums führte. 
Ein Beispiel: Die hochsubventionierte, neue 
Bosch-Fabrik entsteht im Dresdner Norden und 
leider nicht in einer unserer ländlichen Regionen. 
In solchen Fällen ist zu prüfen, ob Unternehmen, 
deren Ansiedlungspläne mit dreistelligen 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/rundfunkgebuehren-ministerpraesident-kretschmer-segnet-die-erhoehung-des-beitrages-ab.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/rundfunkgebuehren-ministerpraesident-kretschmer-segnet-die-erhoehung-des-beitrages-ab.html
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Millionenbeträgen unterstützt werden, eventuell dazu bewegt werden können, den ländlichen 
Raum zu stärken. Wer staatliche Unterstützung erhält, sollte schließlich auch die Ziele des Staates 
berücksichtigen. 

Darüber hinaus muss die Regierung bei der Verbesserung der Infrastruktur des ländlichen Raums 
mehr liefern als halbherzige Lippenbekenntnisse. Junge Familien, denen die Mieten in den 
Großstädten zu hoch sind, werden nur in den ländlichen Raum ziehen, wenn das Schulangebot 
überzeugt, die ärztliche Versorgung stimmt und der ÖPNV eine schnelle Verbindung in die Städte 
anbieten kann. 

Die CDU bekommt es jedoch noch nicht einmal hin, allen Haushalten schnelles Internet zur 
Verfügung zu stellen. Im Landkreis Görlitz können nur 29,8 Prozent der Haushalte darauf 
zurückgreifen. Im Landkreis Meißen sind es 30 Prozent. Wie soll denn unter solchen Bedingungen 
ein aufstrebender Unternehmer gut arbeiten können? Die AfD kritisiert das Schneckentempo beim 
Internetausbau, seitdem wir im Sächsischen Landtag sitzen. Gleiches gilt für alle anderen Anliegen 
des ländlichen Raums.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/cdu-leuchtturmpolitik-gescheitert-
infrastruktur-im-laendlichen-raum-endlich-ausbauen.html 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 26.6.2020 
 

AfD-Anfrage belegt: Grenzkontrollen bringen direkt mehr Sicherheit 

Zur Kleinen Anfrage (Drs. 7/2371) mit dem Titel „Entwicklung der Eigentumskriminalität“ erklärt der 
Fragesteller und innenpolitische Sprecher der AfD-
Fraktion im Sächsischen Landtag, Sebastian Wippel: 

„Die Anzahl der Diebstähle unter erschwerenden 
Umständen ist im Zeitraum von Mitte März bis Mitte Mai 
2020 signifikant zurückgegangen. In Görlitz gab es in 
diesem Zeitraum im Jahr 2019 noch 414 Fälle. 2020 
waren es nur 156. Ähnlich sieht es in Zittau, Plauen, 
Bautzen und anderen grenznahen Städten aus. 

Dieser Rückgang ist maßgeblich auf die Grenzkontrollen 
zurückzuführen. Das kann man vor allem daran ablesen, 
dass in den letzten Wochen seit Öffnung der Grenzen 
die Kriminalität wieder exorbitant angestiegen ist, wie 
aktuell die Sächsische Zeitung berichtet (‚Corona geht, 

die Autodiebe kommen‘). 

Während des künstlichen Komas für unsere Wirtschaft waren viele Geschäfte wochenlang 
weitestgehend unbewacht. Es wäre ohne Grenzkontrollen sehr einfach gewesen, sie auszuräumen 
und das Diebesgut verschwinden zu lassen. Insofern ist abermals der Beweis erbracht, dass 
Grenzkontrollen direkt mehr Sicherheit bringen. 

Wir sollten deshalb weiterhin auf dieses bewährte Mittel setzen. Gute Organisation vorausgesetzt, 
hält sich die zeitliche Beeinträchtigung für Reisende und den Warenverkehr in Grenzen.“ 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/afd-anfrage-belegt-grenzkontrollen-bringen-
direkt-mehr-sicherheit.html 
 

https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/cdu-leuchtturmpolitik-gescheitert-infrastruktur-im-laendlichen-raum-endlich-ausbauen.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/cdu-leuchtturmpolitik-gescheitert-infrastruktur-im-laendlichen-raum-endlich-ausbauen.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/afd-anfrage-belegt-grenzkontrollen-bringen-direkt-mehr-sicherheit.html
https://www.afdsachsen.de/presse/pressemitteilungen/afd-anfrage-belegt-grenzkontrollen-bringen-direkt-mehr-sicherheit.html
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Neues von der Alternative für 

Deutschland 
 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom Wochenende 20./21.6.2020 
 

Kuschelpolitik der Altparteien verantwortlich für Straßenterror in Stuttgart 

In der vergangenen Nacht kam es zu Straßenschlachten und Plünderungen in der Innenstadt von 
Stuttgart. Ein Polizeisprecher teilte mit, dass die Situation „völlig außer Kontrolle“ geraten sei. 

Stephan Brandner, stellvertretender Bundesvorsitzender, fordert in diesem Zusammenhang einen 
starken Staat, der hart durchgreifen müsse: 

„Die im Netz zu findenden Aufnahmen legen die Vermutung nahe, dass die üblichen 
Straßenterroristen unterwegs waren, nämlich eine Mischung aus gewaltbereiten Migranten und 
Antifagruppen, also ein Täterklientel, das in der Vergangenheit schon viel zu oft für nicht 
hinnehmbare Zustände verantwortlich war. 

Es kann nicht sein, dass solche Leute eine ganze Stadt oder gar ein ganzes Land in Angst und 
Schrecken versetzen. Dass Polizeibeamte zunehmend von Seiten der überwiegend linken Medien 
und sogar von Politikern als gewalttätige Sündenböcke hingestellt werden, heizt die Stimmung 
gegen sie immer mehr an und ist das Ergebnis der grundfalschen merkelschen Politik der letzen 
Jahre. 

Die Verantwortung dafür, dass es solche Zustände im Jahr 2020 in Deutschland gibt, liegt ganz 
klar bei allen Altparteien, die sich mit ihrer Kuschelpolitik zum Gespött der Straftäter machen. 
Unser Land braucht dringend einen Kurswechsel – und ein solcher ist nur mit einer starken 
Alternative für Deutschland möglich!“ 
https://www.afd.de/stephan-brandner-kuschelpolitik-der-altparteien-verantwortlich-fuer-
strassenterror-in-stuttgart/ 

 

https://www.afd.de/stephan-brandner-kuschelpolitik-der-altparteien-verantwortlich-fuer-strassenterror-in-stuttgart/
https://www.afd.de/stephan-brandner-kuschelpolitik-der-altparteien-verantwortlich-fuer-strassenterror-in-stuttgart/
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Linksradikalismus bleibt salonfähig 

Der Bundestag hat heute mit den Stimmen von Union, FDP, SPD, Grünen und Linken den von der 

AfD eingebrachten Antrag zur Prüfung eines Antifa-Verbots abgelehnt. 

 

Dazu sagt AfD-Bundessprecher Tino Chrupalla: 

 

„Die weitgehende Ablehnung 

unseres Antrags zeigt, dass sogar 

die Altparteien Angst vor der Antifa 

haben. In deutschen Großstädten 

und an Hochschulen sind diese 

Gruppen omnipräsent und werden 

weiterhin geduldet, obwohl sie ihre 

Gewaltbereitschaft mehrfach unter 

Beweis gestellt haben. Eine 

Debatte über die tiefgreifenden 

Auswirkungen linksextremistischen 

Psychoterrors in Deutschland ist 

längst überfällig. Teile von Union 

und SPD werden selbst regelmäßig Opfer linksextremistischer Gewalt, etwa Helge Lindh, dessen 

Wahlkreisbüro angegriffen wurden, haben aber nicht die Standhaftigkeit, die Herkunft dieser 

Gewalt öffentlich anzuprangern. Zu groß ist die Angst, dass sie selbst oder ihre Familien 

körperlicher Gewalt ausgesetzt werden, wie es dem ehemaligen Thüringer Ministerpräsidenten 

Thomas Kemmerich widerfuhr, sodass dieser sich zum Rücktritt gezwungen sah. Es ist 

beschämend, dass gewaltbereite Gruppierungen und Netzwerke, die Bürger mit nicht-konformen 

Ansichten diffamieren und einschüchtern und damit das Meinungsspektrum in unserer Demokratie 

erheblich einschränken, weiterhin schalten und walten können, wie es ihnen gefällt.“ 

https://www.facebook.com/alternativefuerde/photos/a.542889462408064/3304236322940017/?typ

e=3&theater 

 

Bürgerkriegsähnliche Zustände in Stuttgart! 

Eine Kontrolle wegen des Verdachts auf ein Drogendelikt war der Anlass: In der vergangenen 
Nacht verwandelte sich die Stuttgarter Innenstadt in ein 
Schlachtfeld. 

„Völlig außer Kontrolle“ nannte der Polizeisprecher die 
Situation, als sich dutzende Gruppen, augenscheinlich 
hautpsächlich aus Migranten bestehend, daran machten, die 
Königsstraße und das angrenzende Innenstadtgebiet zu 
entglasen und die Schaufensterauslagen zu plündern. Eilig 
aus dem ganzen Land herbeigeholte Polizeikräfte (gerade 
einmal 200 zusätzliche Beamte), wurden mit Pflastersteinen 
beworfen, zwölf von ihnen verletzt. 

Offenbar nahm man sich die Antifa und die von ihr 
gekaperte Black-Lives-Matter-Bewegung in den USA als 

https://www.facebook.com/TinoAfD/?__xts__%5B0%5D=68.ARCpiatz5oQE6kt-SiBMHlo-PnoKm33yE35uLJS-ho39PJOAHRnOn52AxB4QDpw8FLMqbNbyGHa1OS-FKiDcRdvOciN00lLBxkXy9GimVzE_yawAb1vAIjc22uG_NHJEz7t929_iIHq6DG5S7eCIeHrNMU-e40IvN_4wsCmZK2CnqfhR2-UPByNM3Cmu67bisAbcy7UIDeOBxkqg5cbPfheIX-MlJx-C-Mp7Rr-YlZXz8L5R1tGVlCg36pigGTp1lS9XIyVPNpMqyVkdfwCh6_4WFXX1s-qDKipQ3aC5bqIwf_Zjr284ZuscGQSLvA5-_vPhlRBxBfvtRvQqwxVn4-6nGA&__tn__=%2CdK%2AF-R&eid=ARBsvfJnaidcNEST1cZukzaXJK1OszGFfpNdti2jf3LAtEYJ4NH9I7r_NmFpKz2dI7T_IxYrN9QikEHc
https://www.facebook.com/alternativefuerde/photos/a.542889462408064/3304236322940017/?type=3&theater
https://www.facebook.com/alternativefuerde/photos/a.542889462408064/3304236322940017/?type=3&theater
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Vorbild. Deren Gewalttaten und Plünderungen waren ja von zahlreichen deutschen Medien und 
Politikern, unter anderem SPD-Außenminister Heiko Maas, mit Verständnis und teilweise wohl 
auch heimlicher Zustimmung bedacht worden. Die Begleitmusik für die Angriffe auf die Polizei 
lieferte unlängst die taz, in der eine „queeraktivistische“ Kolumnistin darüber sinnierte, ob man 
Polizisten nicht am besten wie anderen Müll auf der Halde entsorgen solle. 

Der grüne Oberbürgermeister Stuttgarts, Fritz Kuhn, zeigte sich schockiert vom Verhalten seiner 
Schützlinge und äußerte auf Twitter, dass es in Stuttgart „keine rechtsfreien Räume“ geben dürfe. 
Was das bei Grünen heißt, ist bekannt: Man kommt Problemgruppen auf Kosten des 
Steuerzahlers immer weiter entgegen, um sie ruhig zu stellen und unterlässt Polizeikontrollen 
nahezu vollständig. Denn Rechtsbrüche, die nicht bemerkt werden, sind aus grüner Sicht auch 
keine. Kriminalisiert werden hingegen diejenigen, welche die Zustände inklusive des Dunkelfeldes 
und ihre Ursachen benennen, wie sie sind. Denn es ist kein Zufall, dass es eine Stadt mit einem 
Migrantenanteil von 44% traf. Nach Offenbach, Frankfurt am Main und München, ist Stuttgart die 
deutsche Stadt mit dem vierthöchsten Ausländeranteil. Dieser liegt sogar deutlich höher als etwa in 
Berlin. Und nur wenige davon sind Schweizer oder Franzosen. 

Dass sogar die baden-württembergische SPD-Fraktion heute wörtlich „bürgerkriegsähnliche 
Zustände“ beklagt, spricht Bände. Allerdings darf man das angesichts der Positionen der 
Sozialdemokraten im Bereich Migration und Strafverfolgung und angesichts der Tatsache, dass die 
SPD bis vor vier Jahren selbst noch den Innenminister im Ländle stellte, durchaus als heuchlerisch 
bezeichnen. 

Ohne einen politischen Paradigmenwechsel werden sich solche Szenen in Stuttgart und in 
anderen deutschen Städten wiederholen. Was wir brauchen ist eine konsequent gesteuerte 
Zuwanderung, mehr Polizei und ein hartes Durchgreifen der Justiz gegen solche Straftäter. Den 
Altparteien scheinen allerdings die Kraft und der Wille dazu zu fehlen. 
WELT online über die Krawallnacht 
https://afdkompakt.de/2020/06/21/buergerkriegsaehnliche-zustaende-in-
stuttgart/?fbclid=IwAR1SreTFY_hHuJqLI9rJi35XSwdK2e8hJ2I-2fET9_Hkl2ga40z4r7xjVqA 

Linke Fake-News fliegt auf: ĂRechter Terrorñ war hausgemacht 

Eine Morddrohung angedickt mit vier Gewehrpatronen landet im Briefkasten des Schatzmeisters 
der Partei „Die Linke“ im rheinland-pfälzischen Landau. Das 
Schreiben adressiert an die „Antifa Terroristen“. Was dann 
folgt, hat das immer gleiche Muster: „Rechter Terror hat in 
Deutschland Hochkonjunktur“ prangt über einer 
Pressemitteilung der Linken, die auch gleich eine Parallele 
zum Mord an Walter Lübcke konstruiert. Und wie 
selbstverständlich der AfD eine Verantwortung unterstellt. 

Dumm gelaufen für die Herrschaften der Ex-SED. Denn es 
handelt sich mitnichten um sogenannte „Rechte“, die hier 
gedroht haben. Der Briefeschreiber war Mitglied der Linken 
und ist ihnen wohl immer noch sehr verbunden. Der 63-
Jährige wollte mit seiner Finte davon ablenken, dass linke 
Extremisten der Antifa wohl in Mordabsicht Mitglieder der 

konservativen Gewerkschaft „Zentrum Automobil“ überfallen und fast getötet haben. Einem am 

https://afdkompakt.de/2020/06/17/wegen-hetze-gegen-die-polizei-taz-wegen-volksverhetzung-angezeigt/
https://twitter.com/FritzKuhn1/status/1274607409156304897
https://www.welt.de/vermischtes/article209988097/Stuttgart-Die-Schreckensbilanz-der-Krawallnacht.html
https://afdkompakt.de/2020/06/21/buergerkriegsaehnliche-zustaende-in-stuttgart/?fbclid=IwAR1SreTFY_hHuJqLI9rJi35XSwdK2e8hJ2I-2fET9_Hkl2ga40z4r7xjVqA
https://afdkompakt.de/2020/06/21/buergerkriegsaehnliche-zustaende-in-stuttgart/?fbclid=IwAR1SreTFY_hHuJqLI9rJi35XSwdK2e8hJ2I-2fET9_Hkl2ga40z4r7xjVqA
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Boden liegenden Gewerkschafter wurde die Schreckschusswaffe an den Kopf gehalten und 
abgedrückt. 

Das Ablenkungsmanöver hat nicht funktioniert und ist aufgeflogen. Nicht zum ersten Mal: Der 
Linken-Nachwuchspolitiker Julian Kinzel aus Mecklenburg-Vorpommern erfand eine 
Messerattacke. Der 18-Jährige stach mehrfach selbst mit dem Messer auf sich ein. Die 
Mainstream-Medien und die Parteispitze der Linken singen über Tage das Lied eines „rechten 
Mordversuchs“. Bis die Ermittler feststellen, dass die Geschichte frei erfunden war. 

Offensichtlich inszeniert sich die Mutterpartei der stets gewaltbereiten Antifa gerne als Opfer 
angeblicher rechter Übergriffe. Die werden dann in den Parlamenten als Begründung für üppige 
Fördertöpfe für den „Kampf gegen Rechts“ angeführt. Bundesweit reiht sich Beispiel an Beispiel, 
dass aus genau diesen Fördergeldern linke Extremisten und deren Ausbildung finanziert werden. 
Ein blutiger Kampf, der sich gegen unseren Rechtsstaat, unsere Polizei und alle „Nicht-Linken“ 
richtet. Die Grüne Künast forderte jüngst im Bundestag die „verlässliche Finanzierung“ von 
„Antifa-Gruppen“. 

Gerade die Mainstream-Presse müsste unverzüglich ihren Reflex ablegen und sehr genau prüfen, 
wenn die Linke krakelt, angegriffen worden zu sein. Doch eine linksgrün politisierte Presse stürzt 
sich allzu gerne auf Geschichten, die das eigene Weltbild zu bestätigen scheinen. 

Neutralität der Presse und eine Überprüfung linker Fördertöpfe? Das fordert in Deutschland 
übrigens nur eine Partei – die AfD! 
Linke erfindet Morddrohung ï dazu die WELT 

https://afdkompakt.de/2020/06/20/linke-fake-news-fliegt-auf-rechter-terror-war-hausgemacht/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 22.6.2020 
 

Strafanzeige gegen taz-Journalistin gestellt 

Beatrix von Storch, stellvertretende Bundessprecherin, zu ihrer Strafanzeige: 
„Ich habe soeben Strafanzeige wegen Volksverhetzung gegen die taz-Autorin Hengameh 
Yaghoobifarah @habibitus gestellt. 

Solche menschenverachtenden verbalen Angriffe wie die dieser taz-Schreiberin auf unsere 
Polizisten schaffen die ideologische Grundlage und sorgen für eine generelle Enthemmung und für 
die Entmenschlichung der Polizeibeamten, die sich dann in Gewaltaktionen wie in Stuttgart 
entladen.“ 

https://www.afd.de/beatrix-von-storch-strafanzeige-gegen-taz-journalistin-wegen-volksverhetzung-
gestellt/ 

 

Linksterror bekämpfen statt finanzieren und verharmlosen!  

Wie die ‚Welt‘ berichtet, hält es das Bundesamt für Verfassungsschutz für möglich, dass sich 
„terroristische Strukturen im Linksextremismus“ herausbilden. Die Gewaltbereitschaft steige, Opfer 
würden „gezielt“ ausgesucht. Der Schritt zur „gezielten Tötung“ sei nicht mehr undenkbar. 

https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2020/kuenast-verlangt-dauerhafte-finanzierung-von-antifa-gruppen/
https://www.welt.de/politik/deutschland/article209761159/Drohbrief-Morddrohung-gegen-Linke-wohl-von-Ex-Mitglied-vorgetaeuscht.html
https://afdkompakt.de/2020/06/20/linke-fake-news-fliegt-auf-rechter-terror-war-hausgemacht/?fbclid=IwAR0K8U7GEnH_rlVBu3zirnX_wSGnCmDOT9sJgITni676TOODuwDVu-yMHB0
https://pbs.twimg.com/media/EbILx7uWAAoCRG-?format=jpg&name=900x900
https://www.afd.de/beatrix-von-storch-strafanzeige-gegen-taz-journalistin-wegen-volksverhetzung-gestellt/
https://www.afd.de/beatrix-von-storch-strafanzeige-gegen-taz-journalistin-wegen-volksverhetzung-gestellt/
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Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher, zeigt sich wenig überrascht über diese 
Erkenntnis: 

„Die linksextreme Szene wird aus Staatsmitteln finanziert, von den linken Medien hofiert und von 
allen Altparteien gehätschelt. Erst kürzlich wurde gefordert, die Antifa institutionalisiert zu 
finanzieren, die sogenannten Recherchenetzwerke, die nichts anderes als private Spitzelvereine 
sind, werden gelobt und der gewalttätige Mob in Stuttgart als Partyszene verharmlost. 

In einem solchen Umfeld gedeihen Gewalt und Hass gegen alles was konservativ und vernünftig 
ist. Dass das Bundesamt für Verfassungsschutz zu dieser Erkenntnis kommt, ist zwar schön, aber 
viel zu spät. Nicht zuletzt ist auch die einseitige Ausrichtung und der politische Missbrauch des 
Verfassungsschutzes selbst verantwortlich für diese Zustände in Deutschland.“ 

https://www.afd.de/stephan-brandner-linksterror-bekaempfen-statt-finanzieren-und-verharmlosen/ 

 

In Stuttgart ist die Saat der Polizei-Verunglimpfung aufgegangen 

Zu den Stuttgarter Krawallen erklärt die stellvertretende 
Bundessprecherin, Alice Weidel: 

„In den Stuttgarter Ausschreitungen geht die Saat auf, die mit 
der systematischen Verunglimpfung von Polizeibeamten und 
der deutschen Mehrheitsgesellschaft als angeblich latent 
‚rassistisch‘ gelegt worden ist. Das linke politische Spektrum 
und große Teile der etablierten linken Medien haben 
unverantwortliche Signale ausgesandt und die Polizei zum 
Prügelknaben degradiert. 

Gewaltbereite Linksextremisten und junge Männer mit 
Migrationshintergrund, die den deutschen Staat und seine 
Institutionen verachten, haben das als Ermunterung 
verstanden. Die Ausschreitungen, die sich in etlichen deutschen Städten und jetzt auch in Stuttgart 
häufen, sind die Quittung dafür. 

Wer dieses Gewaltpotenzial als ‚Party- und Eventszene‘ verharmlost, will von der eigenen 
Verantwortungslosigkeit ablenken. Statt wohlfeiler Lippenbekenntnisse müssen wir Ross und 
Reiter beim Namen nennen und unseren Polizeibeamten uneingeschränkte politische 
Rückendeckung bei der Durchsetzung von Recht und Gesetz geben.“ 

https://www.afd.de/alice-weidel-in-stuttgart-ist-die-saat-der-polizei-verunglimpfung-aufgegangen/ 

 

 

 

 

 

https://www.afd.de/stephan-brandner-linksterror-bekaempfen-statt-finanzieren-und-verharmlosen/
https://www.afd.de/alice-weidel-in-stuttgart-ist-die-saat-der-polizei-verunglimpfung-aufgegangen/
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 23.6.2020 
 

Offener Brief an Bundespräsident Steinmeier 

Ihre Aussagen zur Gewalt gegen Polizeibeamte ï ich glaube Ihnen nicht! 

Sehr geehrter Herr Steinmeier, 

angesichts der schrecklichen Ereignisse am vergangenen Wochenende in Stuttgart, bei denen 
viele Polizeibeamte teils schwer verletzt und ein Millionenschaden in der Innenstadt angerichtet 
wurde, machten Sie sich am 22.06.2020 plötzlich für die Beamten im Polizeidienst stark und 
äußerten, wer „Polizisten angreift, wer sie verächtlich macht oder den Eindruck erweckt, sie 
gehörten ‚entsorgt‘, dem müssen wir uns entschieden entgegenstellen“. 

Diese Einschätzungen sind richtig. Wie korrespondieren sie aber mit Ihrem Verhalten im 
September 2018, als Sie in Ihrer Funktion als Bundespräsident dazu aufgerufen hatten, ein 
Konzert zu besuchen, bei dem primitive linke „Musik“-Gruppen wie Feine Sahne Fischfilet (FSF), 
KIZ und andere  auftraten, die in ihren Texten zu genau dieser Gewalt gegen Polizisten aufrufen, 
die nun Realität geworden ist? 

Bestimmt kannten Sie damals und kennen Sie heute deren Texte (Sie werden ja bestimmt nicht in 
den sozialen Medien blauäugig Konzertbesuche empfehlen und distanziert haben Sie sich davon 
bislang auch nicht). Hier ein Auszug (FSF): „Wir stellen unseren eigenen Trupp zusammen/Und 
schicken den Mob dann auf euch rauf!/Die Bullenhelme, die sollen fliegen/Eure Knüppel kriegt ihr 
in die Fresse rein!“ 

Wenn Sie, das Staatsoberhaupt unseres Landes, dazu auffordern, Veranstaltungen zu besuchen, 
auf denen massive Gewalt gegen Polizeibeamte propagiert wird, dann wundert es doch wohl nur 
wenig, wenn diese Gewaltphantasien plötzlich Wirklichkeit werden. Dass Sie sich nun dann auf die 
Seite der Polizeibeamten schlagen, ist daher unehrlich und unglaubwürdig. 

Sie tragen, genauso wie viele anderen Altparteienpolitiker, Journalisten und Medien, die 
Verantwortung für die derzeitigen Zustände in Deutschland, die fast bürgerkriegsähnlich sind: 
Plünderungen, Straßenschlachten, Straßenterror und massive Gewalt. Diese gibt es in unserem 
Land aufgrund eines langjährigen Versagens der Politik. Unsere Polizei braucht Wertschätzung, 
Anerkennung, eine vernünftige Ausstattung und vor allem das Vertrauen von uns Politikern und 
breite Unterstützung für die immer schwieriger werdende Arbeit. 

Für diese Anerkennung steht die Alternative für Deutschland – Sie hingegen nicht! Es sei denn, 
Sie distanzieren sich umgehend von Ihrer Werbung für linke, gewaltverherrlichende 
Krawallgruppen, wie Feine Sahne Fischfilet, KIZ und andere. 

Mit freundlichen Grüßen 
Stephan Brandner 
https://www.afd.de/stephan-brandner-offener-brief-an-bundespraesident-steinmeier/ 

 

https://www.afd.de/stephan-brandner-offener-brief-an-bundespraesident-steinmeier/
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Verfassungsschutz will sich moralisch rehabilitieren 

Heute berichtet das RND, das Bundesamt für Verfassungsschutz habe im vergangen Jahr in 
einem internen Schreiben darauf gedrängt, Flügel und Junge Alternative im 
Verfassungsschutzbericht zu nennen, sonst würde man auf “Unverständnis bei Politik, Medien und 
Öffentlichkeit stoßen”. 

Ebenfalls spricht das BfV von einer guten „Resonanz“ auf die Benennung des Flügels als 
Verdachtsfall. 

Dazu sagt Bundessprecher Tino Chrupalla: 

„Jetzt haben wir es schwarz auf weiß: der Beifall von Medien und Altparteien ist dem 
Verfassungsschutz wichtiger als das geltende Recht. 

Der VS will sich anscheinend moralisch rehabilitieren, nach Jahren des Versagens in der 
Bekämpfung des Terrorismus, etwa in den Fällen Anis Amri und NSU.“ 

https://www.afd.de/tino-chrupalla-verfassungsschutz-will-sich-moralisch-rehabilitieren/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 24.6.2020 
 

Verhöhnung der Beamten: Polizei bekommt lahme E-Autos mit nur 100 Kilometer 

Reichweite! 

Es ist derzeit schwer zu sagen, von wem unsere Polizisten 
übler verhöhnt werden – von der Antifa oder von den 
Altparteien. Während eine linke Tageszeitung unsere 
Polizeibeamten mit Abfall vergleicht, während die SPD-
Vorsitzende sich mit der Antifa solidarisiert und der Polizei 
Rassismus vorwirft, werden den Polizisten in Nordrhein-
Westfalen nun auch noch für den Dienst untaugliche E-Autos 
zugemutet. Das schon optisch nicht gerade Autorität 
ausstrahlende Gefährt trägt den Namen e.GO Life und hat 
eine gerundete Reichweite von sage und schreibe 100 
Kilometern! 

Auch im schwarz-gelb regierten Nordrhein-Westfalen ist man 
also der grünen Öko-Utopie verfallen. Da freut sich der 

Bankräuber, wenn er bei der Verfolgungsjagd nach 100 Kilometern Autobahnfahrt auch weiterhin 
auf die Tube drücken kann, während die hinter ihm fahrenden Beamten erst einmal eine kleine 
Zwangspause in der naheliegenden Raststätte einlegen müssen. Für die AfD ist diese Verhöhnung 
der Beamten nicht hinnehmbar. Wir fordern eine verbesserte Ausstattung und vor allem eine viel 
größere politische Rückendeckung für unsere Polizei! 
ĂFocusñ: ĂUnsere Polizei darf keine Lachnummer werden!ñ 

https://afdkompakt.de/2020/06/24/verhoehnung-der-beamten-polizei-bekommt-lahme-e-autos-mit-
nur-100-kilometer-reichweite/ 

https://www.afd.de/tino-chrupalla-verfassungsschutz-will-sich-moralisch-rehabilitieren/
https://www.focus.de/auto/news/klima-statt-sicherheit-fuer-stuttgart-mit-party-huetchen-die-polizei-faehrt-jetzt-elektrische-clowns-autos_id_12126894.html
https://afdkompakt.de/2020/06/24/verhoehnung-der-beamten-polizei-bekommt-lahme-e-autos-mit-nur-100-kilometer-reichweite/?fbclid=IwAR0qIu_eh4qpB54xJH6dLO6HyVAq8cDe_YqRlE7tqijGb46wvA8NIHQ7_V8
https://afdkompakt.de/2020/06/24/verhoehnung-der-beamten-polizei-bekommt-lahme-e-autos-mit-nur-100-kilometer-reichweite/?fbclid=IwAR0qIu_eh4qpB54xJH6dLO6HyVAq8cDe_YqRlE7tqijGb46wvA8NIHQ7_V8
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Mehrwertsteuersenkung ist zahnloser Tiger 

Milliarden Euro in den Sand gesetzt! 
Wie eine Umfrage des MDR zeigt, wird die Mehrwertsteuersenkung, die Teil des Konjunkturpakets 
ist, keinen Einfluss auf die Kauflaune der Kunden haben. Die Mehrwertsteuer wird vom 1. Juli 2020 
befristet bis Ende des Jahres von 19 auf 16 Prozent bzw. ermäßigt von sieben auf fünf Prozent 
sinken. 

95 Prozent der Befragten wollen nicht verstärkt 
einkaufen und nur zwei Prozent gehen davon aus, 
dass die Steuersenkung komplett auf die Kunden 
umgelegt wird. An der Befragung nahmen 16.200 
Menschen aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen teil. 

Stephan Brandner, stellvertretender 
Bundesvorsitzender, ist wenig überrascht von 
diesem Ergebnis. Von Beginn an hatte die AfD die 
Maßnahmen als Schaufensterpolitik entlarvt und 
verdeutlicht, dass eine so geringe Senkung für so 
kurze Zeit zwar Kosten verursache, aber keinerlei Wirkung erzielen werde: 

„Wir hingegen fordern eine deutliche und dauerhafte Senkung der Mehrwertsteuer um sieben 
Prozent. Die Kosten, die für den Handel mit der kurzzeitigen Mehrwertsteuersenkung einhergehen, 
sind hoch, die Reform im Ganzen ein zahnloser Tiger. 

Die Befragung des MDR zeigt, dass die Altparteienpolitiker, die diese Entscheidung getroffen 
haben, den Bezug zu den Bürgern völlig verloren haben. Niemand entscheidet sich in der 
aktuellen Krisensituation Hals über Kopf für zusätzliche Ausgaben, wenn er wenige Euro spart.“ 

https://www.afd.de/stephan-brandner-mehrwertsteuersenkung-ist-zahnloser-tiger/ 

 

Die innere Sicherheit ist nicht erst seit Stuttgart gefährdet 

Neue Ansätze sind dringend notwendig. 
In Stuttgart griffen Hunderte junge Männer, mehrheitlich mit Migrationshintergrund, Polizeibeamte 
an, plünderten Geschäfte und hinterließen in der Innenstadt eine Schneise der Verwüstung. 

Beatrix von Storch, stellvertretende Bundessprecherin, fordert ein Umdenken beim Thema innere 
Sicherheit: 

„Stuttgart und der Hamburger G-20-Gipfel sind nur die Spitze des Eisberges. Unsere Polizei wird 
von links bis linksextrem permanent verbal und physisch attackiert. Das sogenannte 
Antidiskriminierungsgesetz des rot-rot-grünen Senats in Berlin trägt ebenso zum aggressiven Anti-
Polizeiklima der Gewalt bei wie die unsäglichen Rassismus-Unterstellungen der SPD-Frau Esken 
und ihrer gewalttätigen Antifa-Freunde. Hasskommentare wie in der taz, die von manchen Medien 
immer noch als Satire verteidigt und nicht als menschenverachtende Hetze gesehen werden, 
schaffen eine gefährliche Stimmung, die zur Gewalt gegen Polizisten aufstachelt und selbst 
brutalste Exzesse mit Gefahr für Leib und Leben der Beamten noch rechtfertigt. 

https://www.afd.de/stephan-brandner-mehrwertsteuersenkung-ist-zahnloser-tiger/
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Es ist Zeit, umzudenken: Wir müssen als Gesellschaft diejenigen stärker schützen, die uns Bürger 
unter Einsatz ihres Lebens schützen. Polizisten, aber auch Rettungskräfte und Feuerwehrleute, die 
sich ebenfalls zunehmend brutalen Angriffen bei ihren Einsätzen schutzlos ausgesetzt sehen. 

Wenn Polizisten und andere Einsatzkräfte im Dienst beschimpft, bespuckt, bedroht und 
angegriffen werden, nicht selten auch von „Großfamilien“, dann muss es auch abschreckende 
Strafen geben: Ich fordere härtere Strafen, dabei den gesetzlichen Strafrahmen erhöhen und 
schnellere Urteile! 

Und was vielen linken Gutmenschen nicht gefallen wird: Ausländer, die in Deutschland Polizisten 
angreifen, haben ihr Aufenthaltsrecht für immer verwirkt. Das heißt: Abschieben und 
Einreisesperre für alle Ausländer, die Polizisten angreifen.“ 

https://www.afd.de/beatrix-von-storch-die-innere-sicherheit-ist-nicht-erst-seit-stuttgart-gefaehrdet/ 

 

EU zahlt 130.000.000 Euro an Jemen und Sahel-Staaten 

Auf Anweisung der EU-Kommission sollen 130.000.000 Euro Steuergeld in den Jemen, Nord-
Sudan, Burkina Faso, Mali, Niger, Tschad, Nigeria und Kamerun fließen. 

Begründet wird dieser Transfer unter anderem mit einem „punktuellen Bedarf an Hilfeleistungen“ 
und „Maßnahmen des zivilen Krisenmanagements“ sowie „für besondere Belastungssituationen, 
die durch den Zustrom von Migranten an den Außengrenzen der Union entstehen“ und 
„Klimaschocks“. 

Dazu der Budgetexperte Joachim Kuhs: „Die EU-Kommission wird diese Steuergelder über UNO-
Organisationen und Nichtregierungsorganisationen bereitstellen. Wenn Steuergeld zuerst an 
Organisationen gegeben wird, die ähnlich wie die EU hohe Verwaltungskosten haben, befürchte 
ich, dass viel Geld versickert, bevor es überhaupt vor Ort ankommt.“ 

In budgetär herausfordernden Zeiten wie diesen ist es gegenüber den Millionen Arbeitslosen, 
Kurzarbeitern und allen fleißigen Menschen absolut unverantwortlich, dass die EU unser hart 
erarbeitetes Steuergeld global verteilt. „Diese Spende an totalitäre, arabische und nordafrikanische 
Regime ist eine Verhöhnung jedes Steuerzahlers. Christenverfolgung, schariakonformes 
Abhacken von Gliedmaßen und Mord an selbstständig denkenden Menschen finden in den 
meisten dieser Staaten statt!“, stellt Joachim Kuhs klar und verweist dabei auf den 
Christenverfolgungsindex von OpenDoors. 

Deutsche Wähler und Steuerzahler gehören zu den am höchsten besteuerten Gruppen in der EU. 
Klarstellend betont Joachim Kuhs: „Statt permanent hart erarbeitetes Geld in alle Welt zu verteilen 
und dabei unsere Schulen, Kindergärten und Infrastruktur verwahrlosen zu lassen, will die AfD 
Steuern und Abgaben in Deutschland senken. Eine lebenswerte Zukunft wird nicht durch 
sozialistische Umverteilung in islamistische Staaten geschaffen, sondern durch 
eigenverantwortliche Leistungsbereitschaft, die sich auch lohnen muss.“ 

https://www.afd.de/joachim-kuhs-eu-zahlt-130-000-000-euro-an-jemen-und-sahel-staaten/ 

 

 

https://www.afd.de/beatrix-von-storch-die-innere-sicherheit-ist-nicht-erst-seit-stuttgart-gefaehrdet/
https://www.afd.de/joachim-kuhs-eu-zahlt-130-000-000-euro-an-jemen-und-sahel-staaten/
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 25.6.2020 
 

Bundesinnenminister Seehofer knickt wieder mal ein 

Horst Seehofer macht sich und sein Ministerium erneut lächerlich. 

In einer heute erschienenen Pressemitteilung erklärt der Bundesminister des Inneren für Bau und 
Heimat, Horst Seehofer, dass er sich zwar gegen die Kolumne der taz, in der Polizisten auf das 
Übelste verächtlich gemacht wurden, wende, eine Anzeige stelle er aber nicht. 

Der stellvertretende Bundessprecher, Stephan Brandner, zeigt sich wenig überrascht davon, dass 
Seehofer nun lieber eine Diskussion mit der taz anstrebe und auf eine Anzeige verzichte: 

„Ein Bundesinnenminister, der auf Stuhlkreise, statt auf eine funktionierende Justiz setzt, macht 
sich und sein Ministerium gleichermaßen lächerlich. Offenbar hat Bundeskanzlerin Merkel ihren 
Innenminister wieder mal zurückgepfiffen, um sich nicht bei der linken Szene in Ungnade zu 
bringen. 

Der linke randalierende Mob wird sich durch dieses Vorgehen ein weiteres Mal bestätigt fühlen. 
Für die Polizisten in Deutschland, die jeden Tag ihr Leben und ihre Gesundheit für unser Land 
aufs Spiel setzen, ist die Reaktion des Bundesinnenministers ein Schlag ins Gesicht. Ihnen nutzen 
keine Lippenbekenntnisse, keine Gesprächsrunden und auch keine öffentlichen Bekundungen, 
sondern nur ein klares und entschiedenes Vorgehen von ganz oben bis ganz unten. 

Und schließlich darf und kann es nicht sein, dass man ganz schnell einen persönlichen Termin 
beim Bundesinnenminister bekommt, wenn man nur primitiv genug die Polizei beschimpft. Der 
gerichtlich festgestellte Verfassungsbrecher Seehofer ist eine selten dagewesene Fehlbesetzung 
dieses Ministeramtes!“ 

https://www.afd.de/stephan-brandner-bundesinnenminister-seehofer-knickt-wieder-mal-ein/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 26.6.2020 
 

AfD verzichtet auf Berufung im Prozess gegen die Bundestagsverwaltung 

Recht haben und Recht bekommen sind mitunter zwei unterschiedliche Dinge. 
Die Alternative für Deutschland wird auf die zunächst formal angekündigte Berufung im 
Rechtsstreit mit der Bundestagsverwaltung über einer von dieser wegen eines vermeintlichen 
Parteispendensachverhalts im Zuge wahlkampfunterstützender Maßnahmen durch die Goal AG in 
den ersten Monaten des Jahres 2016 verhängten Strafzahlung verzichten. 

Dies entschied heute der Bundesvorstand in seiner Präsenzsitzung, nachdem der Parteikonvent 
am vergangenen Samstag den Vorgang nach umfänglicher Information über den Sachverhalt an 
den Bundesvorstand zurückverwiesen hatte. Die von der Bundestagsverwaltung verhängte 
Strafzahlung in Höhe von 269.400 Euro wird damit in Kürze Rechtskraft erhalten, der Betrag von 
den turnusmäßigen Zuwendungen aus der staatlichen Teilfinanzierung abgezogen werden. 

https://www.afd.de/stephan-brandner-bundesinnenminister-seehofer-knickt-wieder-mal-ein/
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„Dieser Schritt fällt uns nicht leicht, denn wir akzeptieren damit eine Strafzahlung der 
Bundestagsverwaltung, von deren Unrechtmäßigkeit wir alle zutiefst überzeugt sind. Aber 
manchmal sind Recht haben und Recht bekommen eben einfach zwei unterschiedliche Dinge, wer 
hätte das noch nicht erlebt“ so Bundesprecher Jörg Meuthen zu dieser Entscheidung. 

„Die Akzeptanz der Strafzahlung folgt hier rein nüchternen Erwägungen und nicht einer 
veränderten Bewertung des Vorgangs. Denn natürlich kann es sich bei den 
wahlkampfunterstützenden Maßnahmen schon rein sachlogisch nicht um Parteispenden im Sinne 
des § 25 PartG gehandelt haben. Es handelte sich stattdessen um eine reine sog. Parallelaktion 
der Goal AG, auf die weder die Partei noch ich selbst Einfluss genommen haben. 

Es ist kein Cent Geld geflossen, es gab keine Bestellung, keine Lieferung, keine aktive Mitwirkung 
oder auch nur faktische Mitwirkungsmöglichkeit an der Aktion der Goal AG. Dennoch hat die 
Bundestagsverwaltung den Vorgang als einen Parteispendenvorgang klassifiziert und unsere 
Klage vor dem Verwaltungsgericht wurde in erster Instanz abgewiesen. Wir halten den 
Strafbescheid wie auch die Abweisung unserer Klage unverändert für sachlich falsch und 
anfechtenswert. 

Laut anwaltlicher Einschätzung ist es – nach mündlicher Verhandlung und mittlerweile vorliegender 
Urteilsbegründung – eher fraglich, dass wir mit unserer Rechtsauffassung in weiteren Instanzen 
obsiegen würden. Wegen des Präzedenzcharakters des Falls ist das Verfahren sehr aufwendig 
und sind die Kosten des Rechtsbeistands sehr hoch. Zugleich bestünde die Gefahr einer weiteren 
späteren gezielten und unzutreffenden, aber erfolgreichen medialen Verzerrung und 
Aufbauschung des Vorgangs als sogenannte ‚Parteispendenaffäre‘, was sich insbesondere im 
Wahljahr 2021 negativ für die Partei auswirken könnte. 

In Abwägung aller Gründe haben wir uns deshalb in nüchterner Abwägung der Chancen und 
Risiken dazu entschlossen, auf den weiteren Versuch, unser Recht in dieser Sache durchzusetzen 
zu versuchen, zu verzichten“, erklärt Meuthen. 

https://www.afd.de/joerg-meuthen-afd-verzichtet-auf-berufung-im-prozess-gegen-die-
bundestagsverwaltung/ 

 

Die Saat der rot-grünen Hetze geht auf: Linksextreme Straftaten steigen um 40 

Prozentpunkte! 

Von der taz über die SPD bis zu den Grünen: Die Saat der 
alltäglichen linksextremen Hetze gegen Polizeibeamte und 
„Rechte“ ist aufgegangen. Laut einer internen Aufstellung des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, die der Tageszeitung 
„Welt“ vorliegt, stieg die Zahl der linksextremistisch 
motivierten Straftaten im Jahr 2019 von 4622 (2018) auf 
6449. Ein Anstieg um rund 40 Prozent! Kein Wunder, wenn 
sogar Bundesvorsitzende von Regierungsparteien wie der 
SPD sich unverhohlen mit der Antifa solidarisieren. Kein 
Wunder, wenn Steuergelder in linksextreme Kanäle fließen 
und wenn die Sympathisanten teilweise sogar in den 
Redaktionen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sitzen. 

https://www.afd.de/joerg-meuthen-afd-verzichtet-auf-berufung-im-prozess-gegen-die-bundestagsverwaltung/
https://www.afd.de/joerg-meuthen-afd-verzichtet-auf-berufung-im-prozess-gegen-die-bundestagsverwaltung/
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Bezeichnend ist dabei auch, dass der Verfassungsschutz neben Berlin und Nordrhein-Westfalen 
auch Baden-Württemberg als Schwerpunktgebiet des Linksextremismus sieht. Auch das ist nicht 
verwunderlich, denn für die dort regierenden Grünen ist der regelmäßige Gebrauch von Gender-
Sprache und die Bekämpfung von „Mohrenköpfen“ wichtiger als die Bekämpfung von jeglichem 
Extremismus. Schließlich hat die Grüne Jugend schon vor Jahren unter dem Kampagnenmotto 
„Ich bin linksextrem“ ihre demokratiefeindliche Gesinnung offen zur Schau gestellt. Umso wichtiger 
ist die Stimme der AfD, die sich als einzige der im Bundestag vertretenen Parteien konsequent 
gegen jeglichen Extremismus wendet. 
ĂDie Weltñ: Linksextremistisch motivierte Straftaten steigen um 40 Prozent. 

 

 

Neues von der AfD-Fraktion im 

Deutschen Bundestag 
 

PRESSEMITTEILUNGEN vom Wochenende 20./21.6.2020 
 

Linke Parteien importieren ethnische Unruhen! 

In Stuttgart haben in der Nacht auf Sonntag dutzende 
Gruppen, die nach Bildern und Videos in den sozialen Medien 
zum Großteil dem Migrantenmilieu zuzurechnen sind, 
randaliert, geplündert und der Polizei eine Straßenschlacht 
aufgenötigt. Die Situation geriet laut Polizei „völlig außer 
Kontrolle“, Verstärkung durch die Bundespolizei musste 
angefordert werden. Dazu erklärt Martin Hess, stellv. 
innenpolitischer Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion und 
ehem. Polizeihauptkommissar: 

„Mit ihren permanenten Rassismus-Unterstellungen gegen die 
Deutschen und ihrem generellen Rassismus-Verdacht gegen 
unsere Polizei haben die linken Parteien ethnische Unruhen 
aus den USA nach Deutschland importiert. Dieses 
staatsfeindliche Spiel mit dem Feuer ist sofort zu unterbinden. Die Innenminister müssen ihrer 
Erfurter Erklärung nun Taten folgen lassen und die Polizei zu einer robusten Nulltoleranz-Strategie 
gegenüber randalierenden Migranten und linksextremistischen Rädelsführern anweisen. Wenn wir 
jetzt nicht den Anfängen wehren, werden bürgerkriegsähnliche Unruhen wie in Dijon mittelfristig 
die Folge sein.“ 

https://www.afdbundestag.de/hess-linke-parteien-importieren-ethnische-unruhen/ 

 

Bundestag stellt sich gegen unabhängige Wissenschaftsberatung 

Der Berichterstatter beim Büro für Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages und 
forschungspolitischer Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Michael Espendiller, teilt mit: 

https://www.welt.de/politik/deutschland/article210051823/Verfassungsschutz-Linksextremistisch-motivierte-Straftaten-steigen-um-40-Prozent.html
https://www.afdbundestag.de/hess-linke-parteien-importieren-ethnische-unruhen/
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„In der heutigen Sitzung der Berichterstatter beim Büro für Technikfolgenabschätzung (TAB) des 
Deutschen Bundestages hat es einen bisher nicht dagewesenen Anschlag gegen die unabhängige 
Wissenschaftsberatung des Hauses und gegen die Wissenschaft an sich gegeben. 

Das Gremium, das seine Beschlüsse laut Geschäftsordnung immer einstimmig treffen muss, hat in 
einer 5 zu 1 – Entscheidung eine Gutachtenvergabe zum Thema ‚Kernreaktoren der IV. 
Generation‘ abgelehnt. 

Wissenschaftlicher Hintergrund der geplanten Gutachtenvergabe ist, dass es sich bei den 
Kernreaktoren der IV. Generation um gänzlich neue Reaktorkonzepte handelt, die sicherer und 
wirtschaftlicher sind und sogar Lösungen für die Endlagerproblematik versprechen. Darüber hinaus 
sind die Reaktoren aufgrund ihrer nicht vorhandenen CO2-Emmissionen geeignet, die Klimaziele 
zu erreichen. Diese neuen Reaktortypen können Strom CO2-neutral liefern. Deswegen empfiehlt 
sogar das IPCC, die Forschung auf diesem Gebiet zu intensivieren. 

Aus diesen Gründen hat unsere Fraktion die Erstellung eines unabhängigen wissenschaftlichen 
Gutachtens zu den Potentialen dieser Technologie forciert, was zunächst auch einstimmig durch 
alle Fraktionen angenommen wurde. Doch dann kam der erste Schlag gegen die wissenschaftliche 
Unabhängigkeit des TAB: Die mit dem Vergabeprozess des Gutachtens betrauten TAB-Mitarbeiter 
schlugen zur Erstellung des Gutachtens ausgerechnet das Öko-Institut e. V. vor, das aufgrund 
seines Wirkens als Anti-Kernkraft-Lobbyorganisation absolut ungeeignet ist, ein 
unvoreingenommenes wissenschaftliches Gutachten zu dem Thema zu erstellen. 

Unser Kompromissvorschlag, zwei Gutachten anfertigen zu lassen, die einzeln jeweils die Vor- und 
Nachteile dieser Technologie beleuchten sollten und hiernach durch das TAB ausgewertet werden 
sollte, wurde geschlossen abgelehnt. Da man um das Einstimmigkeitsprinzip wusste, wurde 
versucht, unsere Fraktion unter Druck zu setzen. 

In der heutigen Sitzung des TAB wollte man nun final die Zustimmung zur Vergabe des 
Gutachtens an das Öko-Institut erzwingen. Nachdem wir das abgelehnt hatten, beschlossen die 
anderen Fraktionen unter Bruch des Einstimmigkeitsprinzips, dass das Thema ‚Kernreaktoren der 
IV. Generation‘ nunmehr gar nicht behandelt werden soll. 

Das Büro für Technikfolgenabschätzung hat damit seine Funktion als unabhängige 
wissenschaftliche Beratung des Bundestages komplett verloren und sich zum Diener einer grünen 
Ideologie gemacht. Der Wissenschaft, die gerade die Grünen immer wie eine Monstranz vor sich 
hertragen, wurde damit der Krieg erklärt. 

Entscheidungen des Parlaments sollen künftig offensichtlich nicht mehr faktenbasiert, sondern aus 
rein ideologischen Motiven heraus getroffen werden. 

Diesen Kurs werden wir als AfD-Bundestagsfraktion unter keinen Umständen mittragen. Wir 
behalten uns zu diesem Zeitpunkt weitere Schritte vor.“ 

https://www.afdbundestag.de/espendiller-bundestag-stellt-sich-gegen-unabhaengige-
wissenschaftsberatung/ 

 

https://www.afdbundestag.de/espendiller-bundestag-stellt-sich-gegen-unabhaengige-wissenschaftsberatung/
https://www.afdbundestag.de/espendiller-bundestag-stellt-sich-gegen-unabhaengige-wissenschaftsberatung/
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Das Corona-Hilfspaket wird seinen Zweck nicht erfüllen 

Die Regierungskoalition will mit Hilfe eines Konjunkturprogramms die Corona-Krise bewältigen, 
bricht dabei jedoch die EU-Verträge und mutet Deutschland eine Verschuldung in Rekordhöhe zu. 

Hierzu nimmt der finanzpolitische Sprecher der AfD-Fraktion, Albrecht Glaser, wie folgt Stellung: 

„Durch die Nettoneuverschuldung von über 218 Milliarden Euro, was ungefähr drei Viertel eines 
normalen Bundeshaushalts entspricht, der Neuverschuldung der Länder und Gemeinden und der 
Kreditaufnahme für die KfW wird der nationale Schuldenstand auf 2,66 Billionen steigen. Damit 
wird wieder eine Schuldenquote von über 80 Prozent des BIP entstehen. Das ist die Lage wie 
nach der Finanzkrise 2009. 

Der große Wumm des Corona-Steuerhilfepakets soll eine Umsatzsteuersenkung um 3 Prozent 
beziehungsweise 2 Prozent beim ermäßigten Steuersatz sein, die lediglich für die zweite 
Jahreshälfte 2020 gewährt wird. Sie soll angeblich die Steuereinnahmen um 20 Milliarden 
schmälern, wird jedoch Milliarden an Umstellungskosten mit sich bringen. Wenn diese 
Kurzzeitermäßigung eins zu eins an die Verbraucher weitergegeben wird, hilft sie den 
Unternehmen kaum, zumal wir nahzeitlich kein Nachfrage-, sondern ein Angebotsproblem haben. 

Zudem werden auf der EU-Ebene angeblich der Krisenbewältigung dienende Ausgaben von 750 
Milliarden Euro geplant. Die Mittel hierfür will die EU sich durch Kredite beschaffen, obwohl dies 
nach den EU-Verträgen ausdrücklich verboten ist. Davon sollen 500 Milliarden an besonders hoch 
verschuldete Länder verschenkt und 250 als Darlehen vergeben werden. Man darf spekulieren, ob 
die EZB, die auch andere internationale Organisationen finanziert, diese erstmaligen Emissionen 
der EU ebenfalls in ihr Portfolio aufnimmt. Die sich hieraus ergebenden Folgelasten, die in den 
nächsten Jahren durch höhere EU-Umlagen zu tragen sind, und die Haftungsrisiken sind noch 
nicht absehbar. 

Man muss aber davon ausgehen, dass alle diese Schulden unseren Staat über Generationen 
hinweg belasten werden.“ 

https://www.afdbundestag.de/glaser-das-corona-hilfspaket-wird-seinen-zweck-nicht-erfuellen/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 22.6.2020 
 

Harbarth als Präsident des Bundesverfassungsgerichts ist eine Peinlichkeit für den 

Rechtsstaat 

Mit der Aushändigung seiner Entlassungsurkunde endete am heutigen Montag die 12-jährige 
Amtszeit des Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts, Andreas Voßkuhle. Neuer Präsident 
des Bundesverfassungsgerichts ist der bisherige Vizepräsident Stephan Harbarth.  

Stephan Brandner, AfD-Bundestagsabgeordneter und Justiziar der AfD-Fraktion, kritisiert die 
Neubesetzung: 

„Einen bis vor kurzem führenden CDU-Bundespolitiker und ein Mitglied des Bundestags, der in 
Hinterzimmern zum Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts gemacht wurde und nun über 
Gesetze urteilen wird, die er selber gemacht hat, erwartet man in einem Rechtsstaat, der es mit 

https://www.afdbundestag.de/glaser-das-corona-hilfspaket-wird-seinen-zweck-nicht-erfuellen/
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der Gewaltenteilung ernst nimmt, nicht. Dennoch ist mit dem heutigen Tag Realität geworden, was 
wir schon lange kritisiert haben: Allein schon die Benennung des neuen 
Bundesverfassungsgerichtspräsidenten hat dazu geführt, das Ansehen des Gerichts und den 
Glauben an seine Unabhängigkeit zu beschädigen. 

Auch die Kontroversen um Harbarths Nähe zu den skandalösen Cum-Ex-Geschäften, seine 
Ernennung zum Honorarprofessor und mögliche Verstöße gegen das Abgeordnetengesetz sorgen 
dafür, dass das Bundesverfassungsgericht deutlichen Schaden durch die neue Personalie nimmt. 

Ein solches Pöstchengeschacher führt auch dazu, dass Deutschland bei Kritik an anderen Staaten 
weniger Gehör finden wird.“ 

https://www.afdbundestag.de/brandner-harbarth-als-praesident-des-bundesverfassungsgerichts-
ist-eine-peinlichkeit-fuer-den-rechtsstaat/ 

 

Serbien hat gewählt 

Armin-Paulus Hampel, außenpolitischer Sprecher der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, 
äußert sich zum Wahlausgang in Serbien: 

„Mit gut 63 Prozent hat die Partei von Präsident Aleksandar Vučić die gestrigen Wahlen deutlich 
gewonnen. Die zerstrittene Opposition wurde deutlich geschlagen beziehungsweise trat erst gar 
nicht zur Wahl an. 

Was bedeutet der Wahlgang für Deutschland und Europa? 

Serbien ist ein wichtiger Stabilitätsanker in der Region und ein Frontstaat gegen die Islamisierung 
des Balkans. Deutsche Unternehmen in Serbien beschäftigen mehr als 60000 Serben und geben 
ihren Familien somit eine Perspektive in der Heimat. 

Die serbische Regierung scheint das unrealistische Ziel einer EU-Mitgliedschaft zwischenzeitlich 
aufgegeben zu haben und sich China und Russland anzunähern. 

Am 27. Juni wird der serbische Präsident – gestärkt durch das Wahlergebnis – nach Washington 
reisen und gemeinsam mit dem kosovarischen Premierminister US-Präsident Donald Trump 
treffen. Im Vordergrund wird die Lösung des Konflikts zwischen der Republik Serbien und dem 
Kosovo stehen. Hier stehen die Vorzeichen gut, dass der geplante Gebietstausch zwischen 
Serbien und dem Kosovo beschlossen und der seit vielen Jahren schwelende Konflikt einer 
Lösung zugeführt wird. Sehr zum Missfallen der Bundeskanzlerin übrigens. 

Leider wird der Balkan eher als Stiefkind deutscher Außenpolitik behandelt. Anders ist die fehlende 
Wertschätzung für die Rolle Serbiens nicht zu verstehen. Auch das mangelnde Interesse an der 
aktuellen Situation in Montenegro ist nur so zu deuten. Hier bahnt sich ein neuer Konflikt an, der 
von Heiko Maas ignoriert wird. Konflikte auf dem Balkan schlagen direkt nach Deutschland durch. 
Wir erinnern uns an die hunderttausende von Flüchtlingen, welche während des 
Jugoslawienkrieges Zuflucht in Deutschland suchten.“ 

https://www.afdbundestag.de/hampel-serbien-hat-gewaehlt/ 

 

https://www.afdbundestag.de/brandner-harbarth-als-praesident-des-bundesverfassungsgerichts-ist-eine-peinlichkeit-fuer-den-rechtsstaat/
https://www.afdbundestag.de/brandner-harbarth-als-praesident-des-bundesverfassungsgerichts-ist-eine-peinlichkeit-fuer-den-rechtsstaat/
https://www.afdbundestag.de/hampel-serbien-hat-gewaehlt/
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Gewaltmonopol des Staates ist nicht verhandelbar 

Zu den Ausschreitungen in Stuttgart teilt der Vorsitzende der AfD-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Alexander Gauland, mit: 

„Die gewalttätigen Ausschreitungen in Stuttgart sind besorgniserregend. Ganz offensichtlich hatte 
die Polizei zeitweise die Kontrolle über Teile der Innenstadt verloren und musste die Gewalttäter 
gewähren lassen. So etwas darf sich nicht wiederholen. 

Die Polizei muss jederzeit in der Lage sein, die Sicherheit der Bürger zu garantieren und für Ruhe 
und Ordnung auf den Straßen zu sorgen. Das Gewaltmonopol des Staates ist nicht verhandelbar. 
Es ist entscheidend für das Funktionieren unseres Rechtsstaates. Dort, wo sich die Polizei nicht 
mehr durchsetzen kann und das Feld räumt, drohen nicht nur wie in Stuttgart ausufernde Gewalt 
und Plünderungen, sondern auch ein gefährlicher Vertrauensverlust der Bürger in den Staat. 

Es ist eine zentrale Aufgabe des Staates, die Sicherheit und Unversehrtheit seiner Bürger und 
ihres Eigentums zu garantieren. Wenn er dies nicht mehr gewährleisten kann, droht alles ins 
Rutschen zu geraten.“  
https://www.afdbundestag.de/gauland-gewaltmonopol-des-staates-ist-nicht-verhandelbar/ 

 

ĂBlutige Verlegungenñ sofort beenden ï Frührehabilitation flächendeckend ausbauen 

Vor zwanzig Jahren verankerte der Gesetzgeber die Frührehabilitation im fünften 
Sozialgesetzbuch. Bis heute fehlt ein flächendeckendes Angebot an Frührehabilitationsplätzen, um 
eine nahtlose Versorgung der Patienten zu gewährleisten. Gründe sind der hohe personelle 
Aufwand bei gleichzeitig schlechter Vergütung in der Frührehabilitation. Ein Antrag der AfD-
Fraktion im Deutschen Bundestag will diesen Missstand beenden. 

Dazu äußert sich der gesundheitspolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Detlev 
Spangenberg: 

„Seit Jahren entlassen Akutkrankenhäuser ihre Patienten häufig zu früh. Verantwortlich für diese 
frühzeitigen Entlassungen ist das System der Fallpauschalen (DRG), das falsche Anreize setzt. 
Die Frührehabilitation kann dieses Problem entschärfen und den Patienten in seinem 
Genesungsprozess optimal unterstützen. 

Leider haben die Regierungen der letzten Legislaturperioden darin versagt, flächendeckend die 
fachübergreifende Frührehabilitation auszubauen. Dieses Problem müssen nun die Reha-Kliniken 
bewältigen, die mit den sogenannten ‚blutigen Verlegungen‘ zu kämpfen haben: Statt 
Rückenschule und Ergotherapie werden in Reha-Kliniken bettlägerige Patienten aufgepäppelt, mit 
multiresistenten Keimen infizierte Wunden versorgt und Herzbeutelergüsse punktiert. Leidtragende 
sind Patienten, die nicht nur ‚blutig entlassen‘, sondern auch um wichtige Wochen der 
Rehabilitation gebracht werden. Das entspricht auch nicht in Ansätzen einer ordnungsgemäßen 
Behandlung dieser Patienten. 

Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf, sofort diesen Missstand zu beenden. 
Deutschlandweit müssen qualitativ hochwertige und auskömmlich finanzierte Plätze für 
Frührehabilitation geschaffen werden. Auf dem Rücken der Patienten darf nicht weiter an der 
falschen Stelle gespart werden.“ 

https://www.afdbundestag.de/gauland-gewaltmonopol-des-staates-ist-nicht-verhandelbar/
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https://www.afdbundestag.de/spangenberg-blutige-verlegungen-sofort-beenden-
fruehrehabilitation-flaechendeckend-ausbauen/ 

 

Verödung der Innenstädte verhindern 

Zu den Schließungen von mehr als 60 Filialen des Einzelhandelsunternehmens Galeria Karstadt 
Kaufhof erklärt der AfD-Bundestagsabgeordnete Udo Hemmelgarn, Obmann im Ausschuss für 
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen: 

„Die Schließung von mehr als 60 Filialen der Kaufhauskette Galeria Karstadt Kaufhof bildet den 
vorläufigen Höhepunkt einer Entwicklung, die sich bereits seit mehreren Jahren abzeichnet. Der 
stationäre Einzelhandel hat bereits seit längerer Zeit empfindliche Umsatzverluste durch den 
Online-Handel hinnehmen müssen. In vielen Innenstädten hat eine autofeindliche Verkehrspolitik 
darüber hinaus zu einem spürbaren Rückgang der Kundenfrequenz geführt. Der Corona-
Lockdown der letzten Wochen und Monate hat dann sein Übriges beigetragen. 

Vor diesem Hintergrund gilt es, eine weitere Verödung der Innenstädte zu verhindern. Aufgabe der 
Politik ist es jetzt, eine bedarfsgerechte Gestaltung der Stadtzentren zu ermöglichen und das 
Bauplanungsrecht soweit zu flexibilisieren, dass eine schnelle Nachnutzung der leerstehenden 
Gebäude erfolgen kann.“ 

https://www.afdbundestag.de/hemmelgarn-veroedung-der-innenstaedte-verhindern/ 

 

Pauschalverdacht gegen Polizei war Nährboden für Stuttgarter Krawallnacht 

Zu den bürgerkriegsähnlichen Zuständen in Stuttgart erklärt der innenpolitische Sprecher der AfD-
Bundestagsfraktion, Gottfried Curio:  

„Am Wochenende haben wir gesehen, wie in deutschen Innenstädten unser Zusammenleben neu 
ausgehandelt wird: Szenen, wie man sie bisher nur aus Pariser Banlieues oder den USA kannte, 
erreichen das grünregierte Stuttgart. Die polit-medialen Beschwichtigungskolonnen sind natürlich 
gleich bemüht, dieses gefährliche Amalgam aus aggressiven drogendealenden Ausländern und 
Linksextremisten mit der Bezeichnung ‚Party- und Event-Szene‘ zu verharmlosen: Eine zu klare 
Benennung der verantwortlichen Tätergruppe könnte die politische Großagenda stören. Dabei kam 
es schon in den letzten Wochenenden in Stuttgart zu größeren Auseinandersetzungen der 
entsprechenden Gruppen mit der Polizei. Und auch von diesem Wochenende kursieren Videos, 
wo ‚Allahu Akbar‘, ‚Fuck the Police‘, ‚Fuck the System‘ oder ‚All Cops are Bastards‘ zu hören 
ist. Nach der ‚Kölner Silvesternacht‘ wird nun auch die ‚Stuttgarter Krawallnacht‘ als 
symptomatisches Schlagwort in den Sprachgebrauch eingehen. 

Strukturell wichtig, um zu verstehen, was in Deutschland passiert, ist dieses Detail: Die Gruppe 
hatte sich zusammengeschlossen in Solidarisierung gegen die Polizei; das verbindende Moment 
war die grundsätzliche Ablehnung des staatlichen Gewaltmonopols, sei es aus Gründen des 
Linksextremismus, sei es aus Gründen der ausländischen Clan-Revier-Mentalität. Ideologisch 
ermächtigt zu den staatsfeindlichen Ausschreitungen dürfte sich der Mob gefühlt haben durch die 
seit Wochen von Medien und Altparteien-Politikern geschürte Rassismus-Debatte, in der der 
Eindruck erweckt wurde, Deutsche und die deutsche Polizei seien zutiefst rassistisch. 

https://www.afdbundestag.de/spangenberg-blutige-verlegungen-sofort-beenden-fruehrehabilitation-flaechendeckend-ausbauen/
https://www.afdbundestag.de/spangenberg-blutige-verlegungen-sofort-beenden-fruehrehabilitation-flaechendeckend-ausbauen/
https://www.afdbundestag.de/hemmelgarn-veroedung-der-innenstaedte-verhindern/
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Wenn Angriffe auf Geschichtszeugnisse als wertvoller Debattenbeitrag verbrämt werden und die 
Polizei unter Pauschalverdacht gestellt wird, wird der ideologische Nährboden bereitet, auf dem 
Gewalt gegen Symbolfiguren und Repräsentanten des Staates moralisch legitim zu sein 
scheint. Was wir gerade in unserem Land erleben, ist das Phänomen einer nicht mehr gegebenen 
Akzeptanz des Gewaltmonopols des Staates; das heißt, das Ende des deutschen Rechtsstaates.“ 

https://www.afdbundestag.de/curio-pauschalverdacht-gegen-polizei-war-naehrboden-fuer-
stuttgarter-krawallnacht/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 23.6.2020 
 

Der Nahe Osten brennt ï wo ist Maas? 

Armin-Paulus Hampel, außenpolitischer Sprecher der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, 
erklärt: 

„Ich sehe mit Besorgnis, wie sich die Lage im Nahen und Mittleren Osten weiter verschärft, ohne 
dass der Bundesaußenminister sichtbar und vor allem wirkungsvoll deutsches Regierungshandeln 
zum Ausdruck bringt. 

Der Nahe Osten brennt und von Herrn Maas hört man nichts. Wurde uns unlängst noch der 
sogenannte Berlin-Prozess (Berliner Libyen-Konferenz vom 19.01.2020) als größter diplomatischer 
Erfolg der Bundesregierung verkauft, drückt sich jetzt dessen Scheitern in den Aktivitäten aller 
Beteiligten am Libyen-Konflikt aus. Türkische Drohnen bomben für den libyschen Premier den 
Weg nach Tunis frei, im Gegenzug erhalten die Rebellentruppen des Generals Haftar russische 
MiG-29 und die militärische Unterstützung Ägyptens. Von einem Waffenlieferungsembargo, das 
Maas in Berlin noch großspurig angekündigt hatte, keine Spur. Unlängst verbat sich ein türkischer 
Frachterkapitän die militärische Durchsuchung durch ein Schiff der IRINI-Streitmacht im 
Mittelmeer. Außer Protestnoten auch hier keine Konsequenzen.“ 

Die deutsche Ablehnung gegenüber der Regierung des Eckpfeilers der Stabilität in der gesamten 
Region – Ägypten – zeigt, was man hätte besser machen müssen. Der ägyptische Präsident Al-
Sisi ist definitiv kein Musterdemokrat, aber er ist der Präsident von Ägypten. Das Land hat den 
Schlüssel für eine politische Lösung in Libyen in der Hand. Statt Al-Sisi zu schneiden und vor den 
Kopf zu stoßen, hätte man mit ihm reden müssen. 

Auch im Konflikt zwischen Ägypten und Äthiopien droht eine militärische Eskalation. Äthiopien will 
bald den jüngst errichten Nil-Staudamm (Grand Ethiopian Renaissance Dam) fluten. Das Land der 
Pharaonen wäre von seiner lebenswichtigen Wasserversorgung abgeschnitten resp. 
eingeschränkt. Noch vor 20 Jahren wären die Deutschen als erste von Kairo um Vermittlung 
gebeten worden. Heute klingelt deswegen in Berlin kein Telefon mehr. 

Die Serie von besorgniserregenden Konflikten setzt sich fort. Truppen des NATO-Partners Türkei 
zündeln im Irak, ohne vorher auch nur einen Gedanken daran verschwendet zu haben, Berlin 
darüber zu informieren. 

Was die Bundesregierung und die sie tragenden Parteien inklusive der Grünen liefern, ist lediglich 
eine moralisierende Überheblichkeit, die nicht Deutschlands Einfluss in der Welt stärkt, sondern 

https://www.afdbundestag.de/curio-pauschalverdacht-gegen-polizei-war-naehrboden-fuer-stuttgarter-krawallnacht/
https://www.afdbundestag.de/curio-pauschalverdacht-gegen-polizei-war-naehrboden-fuer-stuttgarter-krawallnacht/
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schwächt. Wir benötigen keine Moralpolitik, sondern eine Realpolitik im deutschen Interesse.“ 

https://www.afdbundestag.de/hampel-der-nahe-osten-brennt-wo-ist-maas/ 

 

Bundesregierung ignoriert Rat der Experten aus BMI-Leck 

Wie sich aus der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der AfD-
Bundestagsfraktion unter Federführung des Fraktionsjustiziars Stephan Brandner (Drs. 19/19682) 
ergibt, ignoriert diese die Hinweise der externen Experten, die in der – angeblich privat – durch 
einen Mitarbeiter des Bundesministeriums des Inneren (BMI) erstellten Analyse zu Wort kamen. In 
der Analyse werden den Verantwortlichen schwerwiegende Fehleinschätzungen und 
Entscheidungen vorgeworfen, deren Schaden weitaus größer sei als ihr Nutzen. 

Stephan Brandner zeigt für das Vorgehen der Bundesregierung kein Verständnis und merkt an, 
dass eine umfassende Information angesichts derart weitreichender Entscheidungen, auch durch 
kritische Stimmen notwendig sei, um eine verantwortliche Einschätzung treffen zu können: 

„Zwar sollen die Ermittlungen hinsichtlich der Erstellung des Berichts durch einen Mitarbeiter des 
BMI laut Bundesregierung noch nicht abgeschlossen sein, dennoch kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass auch andere Mitarbeiter an der Erstellung beteiligt waren. Die Bundesregierung 
rannte stur in eine Richtung und ignorierte dabei die wichtigen Hinweise angesehener 
Professoren, die auf die Fehlentwicklungen hingewiesen hatten. Die undurchdachten, hektischen 
und weitreichenden Entscheidungen haben Deutschland mittel- und langfristig enormen Schaden 
zugefügt. Darüber kann auch nicht angesichts des Gesundheitsschutzes, den die 
Bundesregierung laut eigener Aussage in den Mittelpunkt gestellt hat, hinweggesehen werden.“ 

https://www.afdbundestag.de/brandner-bundesregierung-ignoriert-rat-der-experten-aus-bmi-leck/ 

 

Linksextremismus nicht länger verharmlosen 

Laut Medienberichten ist die Zahl linksextremistisch motivierter Straftaten im vergangenen Jahr 
deutlich angestiegen. 

Die Vorsitzende der AfD-Bundestagsfraktion, Alice Weidel, 
erklärt dazu: 

„Linksextreme Gewalttäter können mehr denn je auf den 
Rückhalt linker Mainstream-Medien und Politiker bauen. Die 
offenen Avancen von Spitzenpolitkern an die linksextreme 
Szene in den vergangenen Wochen zeigen das in 
erschreckender Deutlichkeit. 

Lassen sich linksextreme Gewaltausbrüche nicht mehr 
verschweigen, wird mit den haarsträubendsten 
Rechtfertigungsversuchen gearbeitet, um das Treiben der 
Täter zu legitimieren. 

Mit dieser Verharmlosung muss endlich Schluss sein. Gewalttäter, die den Staat und seine 
Vertreter sowie Andersdenkende attackieren, müssen kompromisslos zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

https://www.afdbundestag.de/hampel-der-nahe-osten-brennt-wo-ist-maas/
https://www.afdbundestag.de/brandner-bundesregierung-ignoriert-rat-der-experten-aus-bmi-leck/
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Aber auch diejenigen wie SPD-Chefin Esken und taz-Kolumnistin Yaghoobifarah, die, etwa durch 
Generalverdächtigungen und Hetze gegen Polizisten, linksextreme Gewalt beschönigen und 
befördern, müssen stärker ins Visier der Sicherheitsbehörden genommen werden.“ 

https://www.afdbundestag.de/weidel-linksextremismus-nicht-laenger-verharmlosen/ 

 

Bewegungsfreiheit für Bewohner von Seniorenheimen auch in Coronazeiten sicherstellen 

„Bewohner dürfen wieder draußen spazieren gehen“ meldete die MOZ am 8. Juni 2020 über ein 
Seniorenheim in Angermünde im Land Brandenburg. Was hier als Erleichterung gemeldet wird, ist 
aber ein Grundrecht, das Bewohnern von Seniorenheimen grundsätzlich in gleichem Maße 
zusteht, wie allen anderen Bürgern auch. Die AfD-Bundestagsfraktion hat daher einen Antrag in 
den Deutschen Bundestag eingebracht (BT-Drucks. 19/20119), mit dem das klargestellt werden 
soll. 

Der gesundheitspolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Detlev Spangenberg sagt dazu: 

„Zwar wurden die Grundrechte durch die Eindämmungsverordnungen der Länder bezüglich der 
Covid-19-Pandemie allgemein eingeschränkt. Gerade dort, wo die Eindämmungsverordnung – wie 
im Fall Brandenburg – aber keine Sonderregelung für Seniorenheime vorsieht, sind Spaziergänge 
für Bewohner aber genauso wenig antrags- oder genehmigungspflichtig oder von Dritten 
einzuschränken, wie für jeden anderen Menschen auch. 

Die Betonung der puren Selbstverständlichkeit, dass Spaziergänge wieder erlaubt seien, lässt 
befürchten, dass entsprechende Schlechterstellung von Bewohnern von Seniorenheimen 
gegenüber anderen Menschen auch andernorts aufgetreten ist. Das muss unterbunden und für die 
Zukunft ausgeschlossen werden. 

Bewohner in Seniorenheimen dürfen solchen Einschränkungen nicht unterworfen sein. Das gilt 
auch in Coronazeiten.“ 

https://www.afdbundestag.de/spangenberg-bewegungsfreiheit-fuer-bewohner-von-
seniorenheimen-auch-in-coronazeiten-sicherstellen/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 24.6.2020 
 

Bundesregierung für gewaltige Neuverschuldung verantwortlich 

Im Ausschuss für Wirtschaft und Energie wurde der 2. Nachtragshaushalt für 2020 diskutiert – 
dabei ging es auch um Verantwortung für die gewaltige Schuldenaufnahme. Ist Corona für den 
wirtschaftlichen Schaden der Pandemie verantwortlich oder ein übertriebener ‚Lockdown‘ der 
Bundesregierung? Auch der Gesetzestext zum zweiten Nachtragshaushalt 2020 präsentiert hier 
widersprüchliche Aussagen. 

So reklamiert die Bundesregierung den Erfolg der Bekämpfung für sich selbst, denn „nur durch 
entschiedenes staatliches Handeln ist es gelungen, die Infektionszahlen zu begrenzen“, wie in der 
Einleitung des Gesetzes zu lesen ist. Doch nur eine Seite später als Rechtfertigung für die 
Aussetzung der Schuldenbremse und die gewaltige Schuldenaufnahme ist zu lesen: “Die Corona-

https://www.afdbundestag.de/weidel-linksextremismus-nicht-laenger-verharmlosen/
https://www.afdbundestag.de/spangenberg-bewegungsfreiheit-fuer-bewohner-von-seniorenheimen-auch-in-coronazeiten-sicherstellen/
https://www.afdbundestag.de/spangenberg-bewegungsfreiheit-fuer-bewohner-von-seniorenheimen-auch-in-coronazeiten-sicherstellen/
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Pandemie stellt weiterhin eine außergewöhnliche Notsituation dar, die sich der Kontrolle des 
Staates entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt.“ 

Hansjörg Müller, AfD-Bundestagsabgeordneter und zuständiger Berichterstatter im Ausschuss, 
erklärt dazu: 

„Eine solche Darstellung ist nicht nur widersprüchlich, sondern auch opportunistisch. Den Erfolg 
der Bekämpfung will die Bundesregierung für sich einheimsen, die exorbitanten Kosten dieser 
Bekämpfung lägen aber außerhalb der Verantwortung der Bundesregierung.“ 

In Summe sollen die Ausgaben des Bundes durch beide Nachtragshaushalte von 356 Milliarden 
Euro aus dem Jahr 2019 auf 509 Milliarden Euro im Jahr 2020 steigen. Gleichzeitig reduzieren die 
Konjunktur-Steuerpakete die Einnahmen des Bundes. Dies bedeutet eine Neuverschuldung von 
beinahe 220 Milliarden Euro. 

Dazu erläutert Müller: 

„Unsere Ausgaben wachsen um beinahe 40 Prozent dieses Jahr, bei gleichzeitig gedrosselten 
Einnahmen. Eine Nettoschuldenaufnahme von beinahe 220 Milliarden Euro macht beinahe zwei 
Drittel der normalen Jahreseinnahmen des Bundes aus und hebt die Gesamtschuldenlast des 
Bundes um etwa 20 Prozent. Die Schulden aus diesem wirtschaftlichen ‚Lockdown‘ werden wir 
lange abstottern müssen. Und trotzdem sonnt sich die Union in ihren Umfrageergebnissen mit ihrer 
wohl teuerste Wahlwerbung aller Zeiten.“ 

Der seit Einführung der Schuldenbremse verpflichtend vorzulegende Tilgungsplan avisiert 
momentan, diese neuen Schulden des Bundes bis 2043 zurückzuzahlen. 

„In über 20 Jahren kann diesem Tilgungsplan noch viel Unheil in die Quere kommen, aber dass die 
Schulden bis zum Ende noch in Euro bezahlt werden, bezweifele ich doch stark“, konstatiert 
Müller. 
https://www.afdbundestag.de/mueller-bundesregierung-fuer-gewaltige-neuverschuldung-
verantwortlich/ 

 

Verfehltes Krisenmanagement der Regierung sorgt für steigende Arbeitslosenzahlen! 

Mehr als drei Millionen Menschen sind voraussichtlich ab 

Sommer arbeitslos in Deutschland, viele weitere vom 

Jobverlust unmittelbar bedroht. Besonders betroffen sind 

Arbeitnehmer, die prekär beschäftigt sind, vor allem 

Zeitarbeiter oder befristet Angestellte. Frauen sind die 

Hauptleidtragenden der aktuellen Situation, die so durch die 

massiven Einschränkungen während der Coronakrise 

zustande kam. Zuletzt waren 2009/10 die Arbeitslosenzahlen 

auf ähnlich hohem Niveau. Damals sorgte die Finanzkrise für 

Entlassungen. 

 

Um möglichst viele Bürger wieder in Lohn und Brot zu 

bekommen, müssen umfangreiche Lockerungen in der 

https://www.afdbundestag.de/mueller-bundesregierung-fuer-gewaltige-neuverschuldung-verantwortlich/
https://www.afdbundestag.de/mueller-bundesregierung-fuer-gewaltige-neuverschuldung-verantwortlich/
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Gastronomie und in der Reisebranche her. Bis der Welthandel wieder in Schwung kommt und das 

Konjunkturpaket ggf. Wirkung zeigt, wird noch einige Zeit vergehen - zu lange für Beschäftigte, die 

gerade den Niedergang ihres Unternehmens erleben und häufig von der Kurzarbeit direkt vor die 

Tür gesetzt werden. 

 

Das völlig verfehlte Krisenmanagement der Bundesregierung wird anhand von über drei Millionen 

Arbeitslosen überdeutlich. Hinzu kommen Bürger, die aus der offiziellen Statistik herausfallen. Die 

Zahl liegt also erheblich höher. Schon vor Corona schwächelte die deutsche Wirtschaft. Die 

Ideenlosigkeit und das ewige Aussitzen des Kabinetts Merkel zeigen jetzt in verheerender Weise, 

wie man ein Land in den Abgrund steuern kann. 

https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2020/bundesagentur-fuer-arbeit-rechnet-mit-ueber-drei-

millionen-arbeitslosen/ 

https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/3411013375576540/?type=3

&theater 

 

Komplettversagen der Bafin im Fall Wirecard ist kein Einzelfall 

Im Bilanzskandal um den Finanzdienstleister Wirecard zeigen sich wieder einmal deutlich die 
Schwächen der Finanzaufsichtsbehörde Bafin. Wirecard musste einräumen, dass auf 
Treuhandkonten verbuchtes Guthaben in Höhe von 1,9 Milliarden Euro wohl nicht existiert. 

Der AfD-Bundestagsabgeordnete und Mitglied des Finanzausschusses, Kay Gottschalk, hierzu: 

„‚Das ist ein komplettes Desaster, das wir da sehen, und es ist eine Schande, dass so etwas 
passiert ist‘, musste selbst der Präsident der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Felix 
Hufeld, einräumen. 

Diese Einsicht ist erfreulich, aber leider befinden sich dieser Skandal und das Versagen der Bafin 
in guter Gesellschaft. Denken wir nur an die Skandale rund um P&R, Prokon, S&K oder an die 
zahlreichen Cum-Ex-, Cum-Cum- und Cum-Fake-Geschäfte, bei denen die Bafin nicht schnell 
genug reagierte oder in anderen Worten: versagt hat. Viele Menschen sind so auf ihrem Schaden 
sitzen geblieben beziehungsweise dem Staat Steuergelder verloren gegangen. 

Umso erstaunlicher ist, dass diese Bafin, die jetzt schon stark überfordert zu sein scheint, nach 
dem Willen der Regierung, sich künftig auch noch als Aufsicht über selbständige Finanzvermittler 
verdingen soll. Hier ist die AfD-Fraktion aus gutem Grund dafür, diese Aufsicht bei den IHKen zu 
belassen. 

Dieses Versagen der Bafin führt leider auch unweigerlich zu einem Vertrauensverlust in den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, was gerade zu Zeiten von Corona doppelt schwer wiegt. 

Die Bafin muss daher vom handlungsunfähigen Papiertiger endlich zu einer reaktionsschnellen 
und eingriffsfähigen Behörde werden. Dazu bedarf es ausreichend geschulten Personals und 
größeren Handlungsbefugnissen in einem verschärften Rechtsrahmen.“ 

https://www.afdbundestag.de/gottschalk-komplettversagen-der-bafin-im-fall-wirecard-ist-kein-
einzelfall/ 

 

https://l.facebook.com/l.php?u=https%3A%2F%2Fjungefreiheit.de%2Fpolitik%2Fdeutschland%2F2020%2Fbundesagentur-fuer-arbeit-rechnet-mit-ueber-drei-millionen-arbeitslosen%2F%3Ffbclid%3DIwAR0pNI25tP0i2Ruk8WFmeoulu7R_GYdgMvHX6I6HqTMjCKa-fXOfzoU1AGQ&h=AT3yujRXM8YuAIoLr70sV7I5aRj5dflHQ5sgSDy-FWe825IRcUoNMsO9ohBuH-FP_BAiwx96K-rxmoilPs7xk3RvuC-Fliyn3W9qd_TqygMiQg5cDkykjt7dKgNwxBpkTa56hbJj5kylWa4UBliFC6JRGOeTXT_DPIyYJgjESWeKJw9c_43KX_bKsyulfcEc05TVyVoh5Y7TfWQ5wfT5qzm7GO_RVOFr3XPswWEVVdBHktnNfPy0Es-bETVHui5GRK3ipnOZK3sQYneTnPDgC8mo66H4G0BFikM_p4LSKbGgiv5zzPp1bflAeqVg4oIq39dxYNET5tnAiAs8piNqi9a0UDQyMqANQqbv1w821-yeM9zF9EnKTw9rr7FFcFR5FyWIotCMbPAhvAdHhhCvN9tp7VK9yyQ0-rnlNYqVryvd0T9bUACFKaBvswtWCO_STFkaruNXHyz8I1KLJayPm4aMjduWq5BOKGxLWHLWQ9EVxF2uBSenwjhLksxX1hK-_qWak6SKUyr-bBJRDx-X-efrsig_Mx2UqscdZQUSWycrVxMHGvvmj9sDC-jGtmzpAL1_jiquziuaJ16qyoHmNKgvhrod5O9g5IcGR9I4M1MCdZH_B2xuLgaDfC1B3kDAfMXHKMLpcxGOpKFsvUzrWiDqBydLXt7Rr8arKlr5
https://l.facebook.com/l.php?u=https%3A%2F%2Fjungefreiheit.de%2Fpolitik%2Fdeutschland%2F2020%2Fbundesagentur-fuer-arbeit-rechnet-mit-ueber-drei-millionen-arbeitslosen%2F%3Ffbclid%3DIwAR0pNI25tP0i2Ruk8WFmeoulu7R_GYdgMvHX6I6HqTMjCKa-fXOfzoU1AGQ&h=AT3yujRXM8YuAIoLr70sV7I5aRj5dflHQ5sgSDy-FWe825IRcUoNMsO9ohBuH-FP_BAiwx96K-rxmoilPs7xk3RvuC-Fliyn3W9qd_TqygMiQg5cDkykjt7dKgNwxBpkTa56hbJj5kylWa4UBliFC6JRGOeTXT_DPIyYJgjESWeKJw9c_43KX_bKsyulfcEc05TVyVoh5Y7TfWQ5wfT5qzm7GO_RVOFr3XPswWEVVdBHktnNfPy0Es-bETVHui5GRK3ipnOZK3sQYneTnPDgC8mo66H4G0BFikM_p4LSKbGgiv5zzPp1bflAeqVg4oIq39dxYNET5tnAiAs8piNqi9a0UDQyMqANQqbv1w821-yeM9zF9EnKTw9rr7FFcFR5FyWIotCMbPAhvAdHhhCvN9tp7VK9yyQ0-rnlNYqVryvd0T9bUACFKaBvswtWCO_STFkaruNXHyz8I1KLJayPm4aMjduWq5BOKGxLWHLWQ9EVxF2uBSenwjhLksxX1hK-_qWak6SKUyr-bBJRDx-X-efrsig_Mx2UqscdZQUSWycrVxMHGvvmj9sDC-jGtmzpAL1_jiquziuaJ16qyoHmNKgvhrod5O9g5IcGR9I4M1MCdZH_B2xuLgaDfC1B3kDAfMXHKMLpcxGOpKFsvUzrWiDqBydLXt7Rr8arKlr5
https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/3411013375576540/?type=3&theater
https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/3411013375576540/?type=3&theater
https://www.afdbundestag.de/gottschalk-komplettversagen-der-bafin-im-fall-wirecard-ist-kein-einzelfall/
https://www.afdbundestag.de/gottschalk-komplettversagen-der-bafin-im-fall-wirecard-ist-kein-einzelfall/
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 25.6.2020 
 

Schluss mit israelfeindlichen Abstimmungen bei den Vereinten Nationen 

Wie die Bundesregierung auf eine Anfrage des Südthüringer AfD-Bundestagsabgeordneten Anton 
Friesen antwortete, hat Deutschland den jüngsten israelfeindlichen Resolutionen im UN-
Menschenrechtsrat zugestimmt. 

Hierzu erklärt Friesen, stellvertretendes Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe und Mitglied der Deutsch-Israelischen Gesellschaft: 

„Die Bundesregierung macht dort weiter, wo sie nie aufgehört hat: Ihre anti-israelische Politik bleibt 
ihr Markenzeichen bei den Vereinten Nationen. 

Auch dieses Mal stimmt die Bundesregierung allen israelfeindlichen Resolutionen im berühmt-
berüchtigten Menschenrechtsrat zu, zusammen mit so illustren ‚Menschenrechtsverteidigern‘ wie 
Afghanistan oder Pakistan, die aufgrund ihrer massiven gesellschaftlichen Intoleranz, 
Ausgrenzung und Verfolgung für Christen und Juden zu den schlimmsten Staaten der Welt 
gehören. 

Das Abstimmungsverhalten der Bundesregierung im Hinblick auf israelkritische VN-Resolutionen 
ist beschämend. Allein 2018 hat Deutschland in der VN-Generalversammlung 16 antiisraelischen 
Resolutionen zugestimmt und sich bei vier weiteren enthalten – von insgesamt 21 Resolutionen 
gegen Israel. Ähnlich verhält es sich – wie die Antwort der Bundesregierung noch einmal beweist – 
im VN-Menschenrechtsrat. 

Wenn das VN-Gremium seine israelfeindliche Grundgesinnung nicht ändert, muss Deutschland 
aus dem Menschenrechtsrat austreten. Die Bundesrepublik darf mit ihrer dortigen Mitgliedschaft 
nicht zur Legitimation solcher antiisraelischen Positionen beitragen!“ 

https://www.afdbundestag.de/friesen-schluss-mit-israelfeindlichen-abstimmungen-bei-den-
vereinten-nationen/ 

 

Ein schwarzer Tag für den Wirtschaftsstandort Deutschland 

Der Zahlungsdienstleister Wirecard stellt Insolvenzantrag beim Amtsgericht München. Es klafft ein 
Loch von 1,9 Milliarden in der Bilanz des Unternehmens. Es wird geprüft, ob auch die Wirecard 
Töchter Insolvenzanträge stellen müssen. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(Bafin) war nicht in der Lage diesen Skandal zu verhindern. 

Der AfD-Bundestagsabgeordnete und Mitglied des Finanzausschusses, Kay Gottschalk, hierzu: 

„Jetzt ist es soweit, Wirecard hat Insolvenz angemeldet. Die Aktie liegt derzeit nur noch bei  2, 50 
Euro. Auch hier verlieren wieder zahlreiche Anleger Gelder, und der Steuerzahler darf unter 
Garantie wieder seinen Beitrag leisten. 

Die Bafin hat es in einem Jahr nicht geschafft, diesem Treiben Einhalt zu gebieten – wie in so 
vielen anderen Fällen auch. Das ausgedrückte Bedauern von Felix Hufeld, dem Präsidenten der 
Bafin, reicht hier nicht aus. Nun müssen endlich Konsequenzen gezogen werden. 

https://www.afdbundestag.de/friesen-schluss-mit-israelfeindlichen-abstimmungen-bei-den-vereinten-nationen/
https://www.afdbundestag.de/friesen-schluss-mit-israelfeindlichen-abstimmungen-bei-den-vereinten-nationen/
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Die Frage ist, ob die BaFin nicht komplett restrukturiert oder sogar aufgelöst werden muss. Eine 
Behörde, die ständig versagt, wie zahlreiche andere Fälle belegen, können sich der Finanzplatz 
Deutschland, aber auch unsere Wirtschaft nicht leisten. Daher muss hier die Grundsatzfrage 
gestellt werden. 

Der Wirtschaftsstandort Deutschland wird unweigerlich Schaden nehmen. Wer möchte bei diesen 
laxen Kontrollen noch investieren? Zu befürchten ist, dass ebenso auf strafrechtlicher Ebene zum 
wiederholten Male nicht viel passieren wird und auch in diesem Fall die Verantwortlichen nicht 
ihrer gerechten Strafe zugeführt werden. Ex-Chef Markus Braun hat immerhin im Crash massiv 
Aktien verkauft. Da liegt die Vermutung nahe, dass er sich mit Insiderwissen finanziell sanieren 
wollte. 

Der durchschnittliche  Steuerzahler wird von den Finanzbehörden streng beobachtet, und ein Dax-
Unternehmen wird unter der Bafin-Aufsicht dagegen nicht korrekt überwacht. Das kann und darf 
nicht sein. 

Der AfD-Fraktion fehlt hier von der Regierung die eindeutige Entschlossenheit endlich zu handeln.“ 

https://www.afdbundestag.de/gottschalk-ein-schwarzer-tag-fuer-den-wirtschaftsstandort-
deutschland/ 

 

Seehofer fällt den Polizisten in den Rücken 

Zu der Entscheidung von Innenminister Seehofer, den polizeifeindlichen taz-Artikel nun doch nicht 
zur Anzeige zu bringen, erklärt der innenpolitische Sprecher der AfD, Gottfried Curio: 

„Statt sich als oberster Dienstherr schützend vor die Bewahrer der öffentlichen Ordnung –  die 
Polizei – zu stellen, fällt Minister Seehofer seinen Beamten in den Rücken und gibt der Anti-
Polizei-Hetze in Deutschland weiter freien Lauf. Dass er stattdessen die taz auch noch ins 
Ministerium einladen will, kommt einer Aufwertung gleich. Nach den Anfeindungen der letzten 
Wochen wäre ein Signal der Regierung zur Unterstützung der staatlichen Ordnungskräfte wichtig 
gewesen. Dieses selbstverständliche Zeichen des Vertrauens ist die Union anscheinend nicht 
bereit zu geben; Anbiederungen an die Presse und den linken Zeitgeist sind ihr wichtiger. 

Dieselbe Union, die bei der letzten Bundestagswahl noch mit Polizisten auf Großplakaten für sich 
warb mit der Unterschrift ‚Denen den Rücken stärken, die für uns stark sind‘, ist nun gerade nicht 
bereit, durch Anzeige des polizeifeindlichen Artikels unserer Polizei demonstrativ den Rücken zu 
stärken. Eine Anzeige wäre ein Symbol gewesen, dass man sich der seit Wochen in den Medien 
grassierenden Hetze gegen jene, die das staatliche Gewaltmonopol und geordnete Verhältnisse 
unter widrigen Umständen durchsetzen müssen, entgegenstellt und pauschale und per copy-and-
paste aus den USA importierte Kritik zurückweist. Stattdessen stellt sich Bundeskanzlerin Merkel 
schützend vor linken Hass. Wo die ‚Menschenwürde‘ als politischer Kampfbegriff gebraucht wird, 
um illegale Einwanderung nach Deutschland moralisch zu rechtfertigen, hält man die Beine still, 
wenn die, die den Staat verteidigen, als Abfall bezeichnet werden. 

Dass dieselbe Bundesregierung, die unter dem allzu oft nur als politischem Abwehrbegriff 
gebrauchten Schlagwort ‚Hass’ flächendeckend rechtswidrige Zensurgesetze auf 
Internetplattformen vorantreibt, bei einem offensichtlich vorliegenden Fall von Hass in einem 
Leitmedium ihre Hände für eine auch nur symbolische Geste, wie einer Anzeige, gebunden sieht, 
offenbart die einseitigen ideologischen Sympathien insbesondere der Bundeskanzlerin – und auch 

https://www.afdbundestag.de/gottschalk-ein-schwarzer-tag-fuer-den-wirtschaftsstandort-deutschland/
https://www.afdbundestag.de/gottschalk-ein-schwarzer-tag-fuer-den-wirtschaftsstandort-deutschland/
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ein offenbar klares Gefühl dafür, wie man glaubt, die ‚vierte Gewalt‘ durch gelegentlich 
hingeworfene Häppchen (vgl. den Fall Yücel) bei Laune halten zu sollen.“ 

https://www.afdbundestag.de/curio-seehofer-faellt-den-polizisten-in-den-ruecken/ 

 

Wird EU-Beitrittskandidat Montenegro zum Mafiastaat? 

Die Situation in Montenegro ist – unbemerkt von der EU und ignoriert von Deutschland – äußerst 
angespannt. Auf dem Balkan entsteht gerade ein neuer Unruheherd. 

Armin-Paulus Hampel, außenpolitischer Sprecher der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, 
warnt: 

„In Montenegro setzen sich mehr und mehr mafiöse Strukturen durch. Die dortige Regierung 
unterdrückt jedwede Opposition und verletzt zunehmend die Mindeststandards jeden 
demokratischen Verhaltens. Ähnlich wie im Kosovo hat sich in Montenegro ein mafiöses System 
den Staat als Beute auserkoren. Unter der Führung von Präsident Djukanovic – der auch ‚der Pate 
von Podgorica‘ (NZZ) genannt wird – mutierte das Land zu einem Eldorado von Drogenkartellen 
und Geldwäschern. Bisher toleriert vom Westen, da ihm die Gegnerschaft zu Belgrad und die 
NATO-Mitgliedschaft des Landes wichtiger waren. Der deutsche Außenminister, jüngst zu Gast auf 
dem Balkan, scheint die Situation in Montenegro weder richtig einzuschätzen noch die Bereitschaft 
zu besitzen, gemeinsam mit den europäischen Partnern zu intervenieren.“ 

Doch nicht nur oppositionelle Politiker, auch die Kirchenvertreter stehen im Focus der 
montenegrinischen Regierung. Beim EU-Beitrittskandidaten findet eine staatlich organisierte 
Verfolgung der serbisch-orthodoxen Kirche, u.a. durch  Verhaftung und Einschüchterung von 
Priestern und kirchlichen Würdenträgern, statt. Und dies in einem Land, in dem mehr als 70 
Prozent der Menschen der serbisch-orthodoxen Kirche angehören. 

Waldemar Herdt, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss und Sprecher der Interparlamentarischen 
Menschenrechtskommission, kommentiert das Geschehen wie folgt: 

„Die politische Agenda der Regierung Montenegros gegenüber der orthodoxen Kirche ist äußerst 
fragwürdig, wenn nicht sogar diskriminierend. Mit der Verabschiedung des sogenannten 
Religionsgesetzes wird einer Beschneidung von Eigentumsrechten der serbisch-orthodoxen Kirche 
Tür und Tor geöffnet. Solche Praktiken kennt man sonst nur aus kommunistischen Systemen. 
Dass gerade ein EU-Beitrittskandidat ein solches Gesetz im autoritären Stil verabschiedet, ohne 
dabei auch nur ansatzweise von der EU – die sich gern als große Verfechterin der 
Menschenrechte inszeniert – kritisiert zu werden, zeigt das scheinheilige Verhalten Brüssels.“ 

https://www.afdbundestag.de/hampel-herdt-wird-eu-beitrittskandidat-montenegro-zum-mafiastaat/ 

 

Regierung setzt Forderung der AfD-Fraktion nach digitalem Elterngeld um 

Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf zur Digitalisierung von Verwaltungsverfahren bei der 
Gewährung von Familienleistungen beschlossen. Damit kann auch das Eltern- und Kindergeld 
endlich umfassend digital beantragt werden. 

Hierzu erklärt die digitalpolitische Sprecherin der AfD-Fraktion, Joana Cotar: 

https://www.afdbundestag.de/curio-seehofer-faellt-den-polizisten-in-den-ruecken/
https://www.afdbundestag.de/hampel-herdt-wird-eu-beitrittskandidat-montenegro-zum-mafiastaat/


 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 26/2020 Seite 45 von 54 

BLAUER RUNDBRIEF ð KW 26 /20 20    

AfD -Kreisverband Baut zen                 

„Erst vor einer Woche hat die AfD-Fraktion in einem Antrag die Bundesregierung dazu 
aufgefordert, dass ElterngeldDigital und den KinderzuschlagDigital so zu erweitern, dass sämtliche 
Antragsunterlagen inklusive der Nachweisdokumente online eingereicht werden können. Ich freue 
mich, dass diese Forderung nun so schnell Realität wird. 
Auch in der Corona-Zeit setzt sich die AfD-Fraktion für die Stärkung der Familien ein. Digitale 
Lösungen sparen Zeit, Geld und Nerven und müssten eigentlich längst Realität sein. In vielen 
Ländern gehört das Schlange stehen vor Ämtern bereits der Vergangenheit an. Die 
Bundesregierung brauchte dagegen eine Krise wie Corona, um die Digitalisierung der Verwaltung 
endlich voranzutreiben. Dass sie sich nun für diesen ‚Meilenstein‘ feiert, ist peinlich. 

Und eines ist klar: Dies kann nur ein Anfang sein, das Potential der Digitalisierung muss voll 
ausgeschöpft werden, um den Menschen im Land endlich den Service zu bieten, der anderswo 
schon längst Standard ist.“ 

https://www.afdbundestag.de/cotar-regierung-setzt-forderung-der-afd-fraktion-nach-digitalem-
elterngeld-um/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 26.6.2020 
 

Kritik des Bundesrechnungshofs an Belastung der Rentenfinanzen ist richtig 

In seiner Stellungnahme zum zweiten Nachtragshaushalt für das laufende Jahr 2020 kritisiert der 
Bundesrechnungshof die Belastung der Rentenfinanzen durch eine Reihe versicherungsfremder 
Leistungen. 

Die rentenpolitische Sprecherin der AfD-Bundestagsfraktion, Ulrike Schielke-Ziesing, begrüßt die 
Kritik des Bundesrechnungshofes: 

„Seit fast drei Jahren setzt sich die AfD-Fraktion für eine Identifizierung aller versicherungsfremden 
Leistungen ein, die von der Deutschen Rentenversicherung permanent getragen, jedoch nicht im 
nötigen Umfang durch einen Bundeszuschuss beglichen werden. 

Es freut mich außerordentlich, dass der Bundesrechnungshof an dieser Stelle so deutliche Worte 
gefunden hat. Mütterrente II, Rente mit 63 oder Angleichung der Ostrenten werden durch die 
Rentenversicherung getragen, obwohl diesen Leistungen keine Beiträge gegenüberstehen. Die 
AfD-Fraktion fordert keine Rücknahme der Maßnahmen, aber eine sachgerechte Finanzierung ist 
längst überfällig. 

Anstatt die Deutsche Rentenversicherung mit nicht durchdachten Vorhaben wie der Grundrente 
weiterhin zu belasten, fordere ich Minister Heil auf, sich endlich um die dringenden Probleme 
unserer Rentner zu kümmern. Altersarmut oder ein sinkendes Rentenniveau lassen sich mit über 
31 Milliarden Euro bestimmt gut bekämpfen. So hoch war nämlich die Unterdeckung der 
versicherungsfremden Leistungen bei der Deutschen Rentenversicherung im Jahr 2017. Tendenz 
steigend. Ich frage mich wirklich, wie viele Hinweise auf eine eklatante Fehlentwicklung benötigt 
Herr Heil denn noch?“ 

https://www.afdbundestag.de/schielke-ziesing-kritik-des-bundesrechnungshofs-an-belastung-der-
rentenfinanzen-ist-richtig/ 

https://www.afdbundestag.de/cotar-regierung-setzt-forderung-der-afd-fraktion-nach-digitalem-elterngeld-um/
https://www.afdbundestag.de/cotar-regierung-setzt-forderung-der-afd-fraktion-nach-digitalem-elterngeld-um/
https://www.afdbundestag.de/schielke-ziesing-kritik-des-bundesrechnungshofs-an-belastung-der-rentenfinanzen-ist-richtig/
https://www.afdbundestag.de/schielke-ziesing-kritik-des-bundesrechnungshofs-an-belastung-der-rentenfinanzen-ist-richtig/
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Video-Empfehlungen 
 

Krawalle Stuttgart: Özdemir weist Passanten zurecht ï ĂHalten Sie bitte die Fresseñ 

https://www.youtube.com/watch?v=eNXsBTaz7SY 

 

Kanal der AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag 
 

Alle Videos der Fraktion finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UCVXqMg5NOK5z8dwtzqRcMNg/videos 

 

Kanal der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
 

Alle Videos der Fraktion finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UC_dZp8bZipnjntBGLVHm6rw/videos 

 

 

Kanal von AfD Kompakt TV 
 

Alle Videos von Kompakt TV finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UCq2rogaxLtQFrYG3X3KYNww/videos 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.youtube.com/watch?v=eNXsBTaz7SY
https://www.youtube.com/channel/UCVXqMg5NOK5z8dwtzqRcMNg/videos
https://www.youtube.com/channel/UC_dZp8bZipnjntBGLVHm6rw/videos
https://www.youtube.com/channel/UCq2rogaxLtQFrYG3X3KYNww/videos


 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 26/2020 Seite 47 von 54 

BLAUER RUNDBRIEF ð KW 26 /20 20    

AfD -Kreisverband Baut zen                 

Meldungen aus Deutschland und der Welt 
 

Mit Mini-Elektroautos die Polizei stärken 

Der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin Laschet lobpreist das Mini-E-Auto des Start-

ups E.Go seit seiner Markteinführung 2019 bei jeder Gelegenheit. Weil das Unternehmen nach der 

Corona-Krise vor der Insolvenz steht, stockt nun plötzlich die Aachener Polizei 

öffentlichkeitswirksam ihre Dienstflotte mit den kleinen 

Clownsautos auf – ein Schelm, wer da gleich an 

Strippenzieher Laschet denkt, der die Mogelpackungen 

seines Protegés nun „auf dem kurzen Dienstweg“ an den 

Mann bringt! Nein, offiziell wolle die Polizei am Zeitgeist 

teilhaben und endlich auf E-Mobilität umrüsten. Na klar – es 

wird jeden Streifenpolizisten freuen, wenn er seinen Dienst 

mit einem Fahrzeug verrichten muss, das nur für rund 100 

Kilometer reicht und schlappe 34 PS Leistung hat, das 

Nachladen dafür aber neun Stunden dauert! Auch auf die 

Araber-Clans und die neudeutsche „Eventszene“ macht das 

Anrücken im Mikroauto mit Schneckentempo sicherlich 

ordentlich Eindruck. 

Das ist das Ergebnis, wenn unsere Einsatzkräfte nur zum politischen Spielball degradiert werden 

und die Polizeiführung nur politisch agiert, anstatt die Polizisten zu schützen und deren Interessen 

nach oben zu vertreten. Die Polizisten sind nicht nur der Buh-Mann für die Medien, sondern 

werden von der Politik auch noch zum Clown der Nation gemacht. Wer dafür sorgt, dass unsere 

Demokratie und Rechtsstaat funktionieren, darf nicht als Lückenbüßer für fehlgeleiteten 

Lobbyismus missbraucht werden. 

https://efahrer.chip.de/news/ego-unter-insolvenz-schirm-jetzt-kauft-die-polizei-die-deutschen-mini-

stromer_102496 

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/elektroauto-das-gesamtpaket-des-e-go-ist-einfach-schlecht-

16181272.html 

 

Seehofer verzichtet auf Anzeige gegen "taz"-Kolumnistin 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/horst-seehofer-erstattet-keine-anzeige-gegen-taz-

koluministin-a-b9e41bad-6902-4f82-b3b8-998458e9609f 

 

Aus der Kategorie ĂBereicherungñ 
 

Polizei zu Randalen in Stuttgart: Das war die ĂEventszeneñ und ein Einzelfall 

https://alternative-presseschau.com/polizei-zu-randalen-in-stuttgart-das-war-die-eventszene-und-

ein-einzelfall/ 

Stuttgart: Medien deuten Migrantengewalt zu Partynacht um 

https://www.wochenblick.at/stuttgart-medien-deuten-migrantengewalt-zu-partynacht-um/ 

https://efahrer.chip.de/news/ego-unter-insolvenz-schirm-jetzt-kauft-die-polizei-die-deutschen-mini-stromer_102496
https://efahrer.chip.de/news/ego-unter-insolvenz-schirm-jetzt-kauft-die-polizei-die-deutschen-mini-stromer_102496
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/elektroauto-das-gesamtpaket-des-e-go-ist-einfach-schlecht-16181272.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/elektroauto-das-gesamtpaket-des-e-go-ist-einfach-schlecht-16181272.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/horst-seehofer-erstattet-keine-anzeige-gegen-taz-koluministin-a-b9e41bad-6902-4f82-b3b8-998458e9609f?d=1593071585&sara_ecid=soci_upd_KsBF0AFjflf0DZCxpPYDCQgO1dEMph&fbclid=IwAR23V2Jr8abboEcBYVobbsQDN6mVfqN6pxoZZ1RNIl5GSzjAvCFjVdh4TWE
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/horst-seehofer-erstattet-keine-anzeige-gegen-taz-koluministin-a-b9e41bad-6902-4f82-b3b8-998458e9609f?d=1593071585&sara_ecid=soci_upd_KsBF0AFjflf0DZCxpPYDCQgO1dEMph&fbclid=IwAR23V2Jr8abboEcBYVobbsQDN6mVfqN6pxoZZ1RNIl5GSzjAvCFjVdh4TWE
https://alternative-presseschau.com/polizei-zu-randalen-in-stuttgart-das-war-die-eventszene-und-ein-einzelfall/?fbclid=IwAR06p5Lc8kZnQtLT-bRi47kKYBSTRUkuFLIAYxiBSGmnTm2MEvJ_wtD8L2s
https://alternative-presseschau.com/polizei-zu-randalen-in-stuttgart-das-war-die-eventszene-und-ein-einzelfall/?fbclid=IwAR06p5Lc8kZnQtLT-bRi47kKYBSTRUkuFLIAYxiBSGmnTm2MEvJ_wtD8L2s
https://www.wochenblick.at/stuttgart-medien-deuten-migrantengewalt-zu-partynacht-um/?fbclid=IwAR2V-rdmFd203pAQffQstzWhfYDhYPFAIBXXbZXurlZaiAc62MIHdKuGXkw
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Hass und Hetze gegen Polizei: Die geistigen Brandstifter sitzen auch in Berlin 

https://www.focus.de/politik/kommentar-zur-gewaltorgie-von-stuttgart-terror-hass-und-hetze-gegen-

polizei-die-geistigen-ober-brandstifter-sitzen-in-berlin_id_12128177.html 

Kretschmann zur Krawallnacht: "Niemand konnte so was ahnen" 

https://www.n-tv.de/mediathek/videos/politik/Niemand-konnte-so-was-ahnen-article21863270.html 

Neues von Professor ĂPfeifeñ Pfeiffer: Stuttgarter Randalierer sind unschuldige Lockdown-

Opfer 

https://www.journalistenwatch.com/2020/06/23/neues-professor-pfeife/ 

ĂNur Kanakenñ: Polizei und Staatsanwaltschaft ermitteln gegen Beamten 

https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2020/nur-kanaken-polizei-und-staatsanwaltschaft-

ermitteln-gegen-beamten/ 

Polizei schießt auf bewaffneten Ladendieb (19) 

https://www.rtl.de/cms/polizei-in-augsburg-schiesst-auf-bewaffneten-ladendieb-19-und-verletzt-ihn-

schwer-4563861.html 

Afghane sticht Frau auf offener Straße in Baden-Württemberg nieder 

https://www.karlsruhe-insider.de/news/afghane-sticht-frau-auf-offener-strasse-in-baden-

wuerttemberg-nieder-52636/ 

Mann (27) in Straßenbahn durch Messerstiche verletzt 

https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/essen-mann-27-in-strassenbahn-durch-

messerstiche-verletzt-71404872.bild.html 

Frankfurt Hauptbahnhof: Toter durch Messerangriff am Busbahnhof 

https://www.fnp.de/frankfurt/frankfurt-toter-durch-messerangriff-busbahnhof-bahnhofsviertel-zr-

13806768.html 

Düsseldorf: Hässliche Szenen in der überfüllten Altstadt ï Gruppe greift Polizisten an 

https://www.derwesten.de/region/duesseldorf-haessliche-szenen-in-der-ueberfuellten-altstadt-

gruppe-greift-polizisten-an-id229361026.html 

Sinsheim: Schaukelt sich im Bahnhofsviertel etwas hoch? 

https://www.rnz.de/nachrichten/sinsheim_artikel,-sinsheim-schaukelt-sich-im-bahnhofsviertel-

etwas-hoch-_arid,520523.html 

Verdacht auf Betrugsversuch mit Corona-Soforthilfe: Razzia in Berliner Moschee 

https://www.rtl.de/cms/razzia-in-berliner-moschee-wegen-betrugsverdachts-mit-corona-soforthilfen-

4565627.html 

BRUTALER RAUB IN CHEMNITZ! FRAU LIEGT BLUTVERSCHMIERT IM GEBÜSCH 

https://www.tag24.de/chemnitz/crime/chemnitz-raub-frau-ausgeraubt-polizei-gleise-zeugen-

haltepunkt-schoenau-1556362 

Berlin nimmt 300 weitere Flüchtlinge aus griechischen Lagern auf 

https://www.bz-berlin.de/berlin/berlin-nimmt-300-weitere-fluechtlinge-aus-griechischen-lagern-auf 

Frau (52) auf Heimweg vergewaltigt: Angeklagter gesteht 

https://www.pnp.de/lokales/landkreis-altoetting/altoetting/52-Jaehrige-auf-dem-Heimweg-

vergewaltigt-3712124.html 

https://www.focus.de/politik/kommentar-zur-gewaltorgie-von-stuttgart-terror-hass-und-hetze-gegen-polizei-die-geistigen-ober-brandstifter-sitzen-in-berlin_id_12128177.html?utm_source=facebook&utm_medium=social&utm_campaign=facebook-focus-online-politik&fbc=facebook-focus-online-politik&ts=202006221553&cid=22062020&fbclid=IwAR2o2H-R1Vv1U_CnqCR4FJ2lHl0T9U8BTewhGbfbTwFRiPzX6YQWHNChMZk
https://www.focus.de/politik/kommentar-zur-gewaltorgie-von-stuttgart-terror-hass-und-hetze-gegen-polizei-die-geistigen-ober-brandstifter-sitzen-in-berlin_id_12128177.html?utm_source=facebook&utm_medium=social&utm_campaign=facebook-focus-online-politik&fbc=facebook-focus-online-politik&ts=202006221553&cid=22062020&fbclid=IwAR2o2H-R1Vv1U_CnqCR4FJ2lHl0T9U8BTewhGbfbTwFRiPzX6YQWHNChMZk
https://www.n-tv.de/mediathek/videos/politik/Niemand-konnte-so-was-ahnen-article21863270.html?fbclid=IwAR0sucHfqEW634n9PKFsr5ppurIkEsAYFs8IQcQmDATk2bJYZgtAtW3WzaE
https://www.journalistenwatch.com/2020/06/23/neues-professor-pfeife/?fbclid=IwAR2_9CEd960mDsDxXdIYQMPY3R-03wN_6yt5oi_qVwH_uGcTWPbc1ada6n0
https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2020/nur-kanaken-polizei-und-staatsanwaltschaft-ermitteln-gegen-beamten/?fbclid=IwAR1pC3rsPCMWIJOCmBCguP_coE8MaXK_64FYfixelinEQ0WkxX2US8_Gth8
https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2020/nur-kanaken-polizei-und-staatsanwaltschaft-ermitteln-gegen-beamten/?fbclid=IwAR1pC3rsPCMWIJOCmBCguP_coE8MaXK_64FYfixelinEQ0WkxX2US8_Gth8
https://www.rtl.de/cms/polizei-in-augsburg-schiesst-auf-bewaffneten-ladendieb-19-und-verletzt-ihn-schwer-4563861.html?fbclid=IwAR3jIkkQeguKd8LdCZ23doVlF84LKik33Ok-gotj2Ima938JU0RjhLy9isY
https://www.rtl.de/cms/polizei-in-augsburg-schiesst-auf-bewaffneten-ladendieb-19-und-verletzt-ihn-schwer-4563861.html?fbclid=IwAR3jIkkQeguKd8LdCZ23doVlF84LKik33Ok-gotj2Ima938JU0RjhLy9isY
https://www.karlsruhe-insider.de/news/afghane-sticht-frau-auf-offener-strasse-in-baden-wuerttemberg-nieder-52636/?fbclid=IwAR0HC1CLT99o59PyxnV6BuJfxxqN9OHF4mXavOudnPRJ7iBx1yC5BM6WmGs
https://www.karlsruhe-insider.de/news/afghane-sticht-frau-auf-offener-strasse-in-baden-wuerttemberg-nieder-52636/?fbclid=IwAR0HC1CLT99o59PyxnV6BuJfxxqN9OHF4mXavOudnPRJ7iBx1yC5BM6WmGs
https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/essen-mann-27-in-strassenbahn-durch-messerstiche-verletzt-71404872.bild.html?wtmc=fb.shr&fbclid=IwAR1nx1NEOtnGNOywjsXd041aPh4XkdC29f409q6CgKTKbQ4b7v3N0a_rdUU
https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/ruhrgebiet-aktuell/essen-mann-27-in-strassenbahn-durch-messerstiche-verletzt-71404872.bild.html?wtmc=fb.shr&fbclid=IwAR1nx1NEOtnGNOywjsXd041aPh4XkdC29f409q6CgKTKbQ4b7v3N0a_rdUU
https://www.fnp.de/frankfurt/frankfurt-toter-durch-messerangriff-busbahnhof-bahnhofsviertel-zr-13806768.html?fbclid=IwAR0_7IpGaFXkVHWLxmFBAkDLd_0w3uDBLPDy9LnOh8CWjZDdk3-P99-UvK8
https://www.fnp.de/frankfurt/frankfurt-toter-durch-messerangriff-busbahnhof-bahnhofsviertel-zr-13806768.html?fbclid=IwAR0_7IpGaFXkVHWLxmFBAkDLd_0w3uDBLPDy9LnOh8CWjZDdk3-P99-UvK8
https://www.derwesten.de/region/duesseldorf-haessliche-szenen-in-der-ueberfuellten-altstadt-gruppe-greift-polizisten-an-id229361026.html?utm_source=Facebook&utm_medium=Social&utm_campaign=share&fbclid=IwAR0I-S-XwnarGeb538FdchK5a0MDQG7lJCMXqtX6fN7uJU-6zHDVAg_mPqI
https://www.derwesten.de/region/duesseldorf-haessliche-szenen-in-der-ueberfuellten-altstadt-gruppe-greift-polizisten-an-id229361026.html?utm_source=Facebook&utm_medium=Social&utm_campaign=share&fbclid=IwAR0I-S-XwnarGeb538FdchK5a0MDQG7lJCMXqtX6fN7uJU-6zHDVAg_mPqI
https://www.rnz.de/nachrichten/sinsheim_artikel,-sinsheim-schaukelt-sich-im-bahnhofsviertel-etwas-hoch-_arid,520523.html?fbclid=IwAR3VWo93gOnI-8zY6mfbb3x4KYFePx3mW3cjsT_8V1lf1tC6wSEIVnKyJwU
https://www.rnz.de/nachrichten/sinsheim_artikel,-sinsheim-schaukelt-sich-im-bahnhofsviertel-etwas-hoch-_arid,520523.html?fbclid=IwAR3VWo93gOnI-8zY6mfbb3x4KYFePx3mW3cjsT_8V1lf1tC6wSEIVnKyJwU
https://www.rtl.de/cms/razzia-in-berliner-moschee-wegen-betrugsverdachts-mit-corona-soforthilfen-4565627.html?fbclid=IwAR3Y6JLxTu6c_90leWafO3Ok7BAiAEr9ojzx4ukgRaT461NHko40AY7LZfc
https://www.rtl.de/cms/razzia-in-berliner-moschee-wegen-betrugsverdachts-mit-corona-soforthilfen-4565627.html?fbclid=IwAR3Y6JLxTu6c_90leWafO3Ok7BAiAEr9ojzx4ukgRaT461NHko40AY7LZfc
https://www.tag24.de/chemnitz/crime/chemnitz-raub-frau-ausgeraubt-polizei-gleise-zeugen-haltepunkt-schoenau-1556362
https://www.tag24.de/chemnitz/crime/chemnitz-raub-frau-ausgeraubt-polizei-gleise-zeugen-haltepunkt-schoenau-1556362
https://www.bz-berlin.de/berlin/berlin-nimmt-300-weitere-fluechtlinge-aus-griechischen-lagern-auf?fbclid=IwAR0Gu31mOIO5y6k2N9NoDUTF4seomnCsVmOr3Du94txCDJQPT5fgCXdBbG8
https://www.pnp.de/lokales/landkreis-altoetting/altoetting/52-Jaehrige-auf-dem-Heimweg-vergewaltigt-3712124.html?fbclid=IwAR0SS6bP2ZERV-nvRZG4jaeUa-ASnVVSCrJiF-kbgHMkin9-LzjJ31lTHQw
https://www.pnp.de/lokales/landkreis-altoetting/altoetting/52-Jaehrige-auf-dem-Heimweg-vergewaltigt-3712124.html?fbclid=IwAR0SS6bP2ZERV-nvRZG4jaeUa-ASnVVSCrJiF-kbgHMkin9-LzjJ31lTHQw
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Informationen zum Coronavirus 
 

Deutschland und weltweit 
 

COVID-19-Dashboard der Johns Hopkins University (JHU 

https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQR

aG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ec

f6 

COVID-19-Dashboard vom Robert Koch-Institut 

https://experience.arcgis.com/experience/478220a4c454480e823b17327b2bf1d4 

RKI warnt vor Stechmücken: Kommt nach der Atemraubmaske demnächst der 

Gummianzug? 

https://www.journalistenwatch.com/2020/06/21/rki-stechmuecken-kommt/ 

Berlin beschließt Bußgeld für "Maskenverweigerer" 

https://deutsch.rt.com/inland/103788-berlin-beschliesst-bussgeld-fur-maskenverweigerer/ 

RKI - Leben mit Einschränkungen wird neue Normalität 

https://de.reuters.com/article/virus-deutschland-rki-idDEKBN23U19Y 

Dislike-Rekord! Merkels Werbepropaganda f¿r ihre ĂCorona-Appñ erntet gigantischen 

Shitstrom 

https://www.journalistenwatch.com/2020/06/24/dislike-rekord-merkels/ 

Tönnies-Schließung und die Folgen: Aufruhr in der Fleischwirtschaft 

https://www.tichyseinblick.de/meinungen/aufruhr-in-der-fleischwirtschaft/ 

 

Sachsen 
 

Mögliches Ende der Mundschutzpflicht in Sachsen: Wirklich eine gute Idee? 

https://www.jumpradio.de/thema/corona/lockerung-maskenpflicht-sachsen-kekule-virologen-

100.html 

Amtliche Bekanntmachungen ab 30. Juni 2020 

https://www.coronavirus.sachsen.de/amtliche-bekanntmachungen.html#a-7056 

 

 

 

 

https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQRaG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQRaG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQRaG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://experience.arcgis.com/experience/478220a4c454480e823b17327b2bf1d4
https://www.journalistenwatch.com/2020/06/21/rki-stechmuecken-kommt/?fbclid=IwAR04891sKGY4wxfjsDZYTClTe3U17gr0EyvsiROlkF1Ju1CZLmZTb1ekGbM
https://deutsch.rt.com/inland/103788-berlin-beschliesst-bussgeld-fur-maskenverweigerer/
https://de.reuters.com/article/virus-deutschland-rki-idDEKBN23U19Y?fbclid=IwAR1hgfFodE3-Cgn2S1fTobRxROQxdZ_DaPgB4Yj6CXhCzKiGdG3PngA1Ucw
https://www.journalistenwatch.com/2020/06/24/dislike-rekord-merkels/?fbclid=IwAR2o8rRSOy4OlVt49y24FzGNjbnWJAappx0sxKxOQx6TX51BM1Y8UsD48mo
https://www.tichyseinblick.de/meinungen/aufruhr-in-der-fleischwirtschaft/?fbclid=IwAR3syh38zPynxxPPizui3Q3sijfyq_QVtf-joJBp408pBaB91VZxoF7QYCM
https://www.jumpradio.de/thema/corona/lockerung-maskenpflicht-sachsen-kekule-virologen-100.html?fbclid=IwAR01dnHXVgibxTXMuO9ihZz6XxV6PibpR8yvKKSaKfhQQyOwYOgxM5hMztE
https://www.jumpradio.de/thema/corona/lockerung-maskenpflicht-sachsen-kekule-virologen-100.html?fbclid=IwAR01dnHXVgibxTXMuO9ihZz6XxV6PibpR8yvKKSaKfhQQyOwYOgxM5hMztE
https://www.coronavirus.sachsen.de/amtliche-bekanntmachungen.html#a-7056
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Fakten in Bildern 
 

3 Fragen zur Corona-App - Kein Bußgeld für Michael Kretschmer 

 

 

Seltsame Zusammenhänge 

 



 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 26/2020 Seite 51 von 54 

BLAUER RUNDBRIEF ð KW 26 /20 20    

AfD -Kreisverband Baut zen                 

Stuttgart ï Bilder und Erkenntnisse 
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Achtung Satire: 

Humoriges .. ernste Dinge mit einem kleinen Augenzwinkern betrachtet, denn das Lachen 

lassen wir uns erst recht nicht verbieten ;-) 
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Kommunalmandate im KV Bautzen 
Alle gewählten Mandatsträger des Kreisverbandes Bautzen 

finden Sie unter: 

http://www.afdbautzen.de/kommunalpolitik/ 

 

 

PRESSE-ARCHIV 
 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blaue-post-bautzen/ 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blauer-rundbrief/ 

 

 

SPENDENKONTO 
AfD Kreisverband Bautzen 

IBAN: DE 1685 0503 0002 2578 5552 

BIC:   OSDDDE81XXX 

Ostsächsische Sparkasse 

*** 
VIEL SPAß BEIM LESEN UND VERBREITEN!  

 

KONTAKT: 

 

Büro Bautzen 

Karl-Marx-Str. 15 

02625 Bautzen 

03591-5328336 

Montag – Freitag 

10.00-18.00 Uhr 

 

Büro Hoyerswerda 

Friedrichsstr. 9 

02977 Hoyerswerda 
03571-2096287 

Montag – Donnerstag 

10.00-18.00 Uhr 

Freitag 

10.00-16.00 Uhr 

 

Büro Kamenz 

Klosterstr. 4 

03578-7889108 
Montag – Freitag 

Montag 12.00-18.00 Uhr 

Dienstag 10.00-18.00 Uhr 

Mittwoch 12.00-18.00 Uhr 

Donnerstag 8.00-18.00 Uhr 

Freitag 8.00-13.00 Uhr 

 

www.afdbautzen.de 

info@afdbautzen.de 

 

AfD-Kreisverband Bautzen 
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